
    

 

Referentenentwurf 

des Bundesministeriums der Justiz 

Entwurf eines Gesetzes zur Fortentwicklung des Völkerstrafrechts 

A. Problem und Ziel 

In den vergangenen Jahren hat das Völkerstrafrecht sowohl auf internationaler als auch auf 
nationaler Ebene zunehmend an Bedeutung gewonnen. Vor allem der massive Einsatz se-
xualisierter Gewalt hat zu einem gesteigerten Bewusstsein für die Lückenhaftigkeit des be-
stehenden deutschen Völkerstrafrechts geführt. Zentrales Ziel dieses Entwurfs ist es daher, 
diese Strafbarkeitslücken zu schließen und einen möglichst weitgehenden Gleichlauf zwi-
schen dem Römischen Statut des Internationalen Strafgerichtshofs vom 17. Juli 1998 (Rö-
misches Statut) und dem deutschen Völkerstrafgesetzbuch (VStGB) herzustellen, wobei 
auch aktuelle Entwicklungen der Rechtsprechung des Internationalen Strafgerichtshofs, die 
zwischenzeitliche Ratifikation des Internationalen Übereinkommens zum Schutz aller Per-
sonen vor dem Verschwindenlassen vom 20. Dezember 2006 sowie kürzlich ratifizierte Än-
derungen des Römischen Statuts hinsichtlich des Kriegsverbrechens des Einsatzes verbo-
tener Mittel der Kriegsführung Berücksichtigung finden sollen. Damit tritt der Entwurf für die 
Erreichung von Zielvorgabe 16.1 der UN-Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung ein, die 
verlangt, alle Formen der Gewalt und der gewaltbedingten Sterblichkeit überall deutlich zu 
verringern, und stärkt gleichzeitig die zentrale Vorgabe von Ziel 5, alle Formen der Gewalt 
gegen alle Frauen und Mädchen einschließlich sexueller Formen der Ausbeutung zu besei-
tigen (5.2). 

Bisher haben Verletzte von Völkerstraftaten keine Möglichkeit, sich aufgrund einer nach 
dem VStGB angeklagten Straftat dem Verfahren als Nebenklägerin beziehungsweise Ne-
benkläger anzuschließen, sondern nur wegen anderer im Strafgesetzbuch (StGB) genann-
ter Tatbestände, die allerdings häufig in Tateinheit mit Straftaten nach dem VStGB began-
gen werden. Ebenso wenig haben Opfer von Völkerstraftaten bisher das Recht, wegen der 
Verwirklichung einer Tat nach dem VStGB einen Anspruch auf Beiordnung eines für sie 
kostenlosen Rechtsbeistands oder einer psychosozialen Prozessbegleitung geltend zu ma-
chen. Angesichts der Schwere der Straftaten im VStGB und der Auswirkungen dieser Straf-
taten auf die Opfer muss dieses Defizit beseitigt werden. Zudem sollen Rezeption und Ver-
breitung bedeutsamer deutscher Völkerstrafrechtsprozesse gefördert werden, um die Fort-
entwicklung des Völkerstrafrechts zu unterstützen. Damit entspricht der Entwurf weiteren 
Vorgaben von Ziel 16 der UN-Agenda 2030, nämlich die Rechtsstaatlichkeit auf nationaler 
und internationaler Ebene zu fördern und den gleichberechtigten Zugang aller zur Justiz zu 
gewährleisten (16.3) sowie leistungsfähige, rechenschaftspflichtige und transparente Insti-
tutionen auf allen Ebenen aufzubauen (16.6). 

B. Lösung 

Zur Umsetzung der Änderungen des Römischen Statuts soll das VStGB um die Tatbe-
standsalternativen der Verwendung von Waffen, deren Splitter mit Röntgenstrahlen nicht 
erkennbar sind, und der Verwendung von dauerhaft blindmachenden Laserwaffen erweitert 
werden, die fortan jeweils als Kriegsverbrechen des Einsatzes verbotener Mittel der Kriegs-
führung (§ 12 VStGB) geahndet werden können sollen. Zum anderen soll das VStGB so-
wohl bei dem Tatbestand des Verbrechens gegen die Menschlichkeit (§ 7 VStGB) als auch 
bei dem Tatbestand des Kriegsverbrechens gegen Personen (§ 8 VStGB) um die 
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Tatbestandsalternative des sexuellen Übergriffs, die Tatbestandsalternative der sexuellen 
Sklaverei sowie die Tatbestandsalternative des erzwungenen Schwangerschaftsabbruchs 
erweitert werden. Die Formulierung der neuen Tatbestandsalternativen soll in enger Anleh-
nung an die Formulierung des Römischen Statuts beziehungsweise an das zugrundelie-
gende Völkergewohnheitsrecht erfolgen. Darüber hinaus soll sowohl bei dem Tatbestand 
des Verbrechens gegen die Menschlichkeit (§ 7 VStGB) als auch bei dem Tatbestand des 
Kriegsverbrechens gegen Personen (§ 8 VStGB) im Hinblick auf die Tatbestandsalternative 
des Gefangenhaltens einer unter Anwendung von Zwang geschwängerten Frau eine wei-
tere Absichtsalternative aufgenommen werden. Zugleich erfolgt eine Änderung zur Anpas-
sung der Personenbezeichnung. Im Tatbestand des Verschwindenlassens als Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit (§ 7 VStGB) soll das Nachfrageerfordernis gestrichen werden. 

Um die Stellung der Opfer von Straftaten nach dem VStGB zu stärken, sollen Straftaten 
nach den §§ 6 bis 8 und 10 bis 12 VStGB in den Straftatenkatalog des § 395 Absatz 1 der 
Strafprozessordnung (StPO) aufgenommen werden. Damit haben die Opfer die Möglich-
keit, sich den in der Bundesrepublik Deutschland geführten Strafverfahren auch wegen die-
ser Straftaten als Nebenklägerinnen beziehungsweise Nebenkläger anzuschließen. Zudem 
sollen die Straftatbestände in den Katalog des § 397a Absatz 1 StPO aufgenommen wer-
den. Damit werden die Opfer dieser Straftaten ohne weitere Voraussetzungen berechtigt 
sein, auf Antrag einen Opferanwalt oder eine Opferanwältin unabhängig von den Voraus-
setzungen der Prozesskostenhilfe beigeordnet zu bekommen. Außerdem soll § 406g StPO 
geändert werden, damit den zur Nebenklage berechtigten Verletzten von Straftaten nach 
den §§ 6 bis 8 und 10 bis 12 VStGB auf ihren Antrag ohne weitere Voraussetzungen eine 
psychosoziale Prozessbegleitung beizuordnen ist. Um dem berechtigten Interesse der Pra-
xis an der effektiven Durchführung von Hauptverhandlungen mit zahlreichen Nebenklägern 
und Nebenklägerinnen Rechnung zu tragen, soll § 397b Absatz 1 StPO, der eine gemein-
schaftliche Nebenklagevertretung bei gleichgelagerten Interessen ermöglicht, um ein wei-
teres Regelbeispiel ergänzt werden, das gleichgelagerte Interessen in Verfahren nach dem 
VStGB konkretisiert. In Fällen der gemeinschaftlichen Nebenklagevertretung in VStGB-Ver-
fahren sollen die Beteiligungsrechte der Nebenklägerinnen und Nebenkläger durch die be-
stellte oder beigeordnete Rechtsanwältin oder den bestellten oder beigeordneten Rechts-
anwalt ausgeübt werden, was durch einen neuen § 397b Absatz 4 StPO geregelt werden 
soll. 

Durch eine Änderung des § 169 Absatz 2 des Gerichtsverfassungsgesetzes (GVG) soll er-
möglicht werden, dass in Bezug auf Verfahren von herausragender zeitgeschichtlicher Be-
deutung, namentlich auch gerade völkerstrafrechtliche Verfahren, Ton- und Filmaufnahmen 
zu wissenschaftlichen und historischen Zwecken gefertigt werden können. Mit einer Ergän-
zung des § 185 GVG soll die Nutzung von Verdolmetschungen durch Medienvertreterinnen 
und Medienvertreter geregelt werden. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Das Gesetzesvorhaben wird voraussichtlich zu Mehrbedarf an Sachmitteln für den Gene-
ralbundesanwalt beim Bundesgerichtshof (GBA), Einzelplan 07, in Höhe von 270 000 bis 
rund 1,8 Millionen Euro pro Jahr, beginnend ab dem Haushaltsjahr 2024, führen. Durch den 
Entwurf können zusätzliche Verfahrenskosten (unter anderem Rechtsanwalts- und Dolmet-
scherkosten) bei Strafverfahren wegen Völkerstraftaten entstehen. Sofern diese Verfahren 
durch die Länder in Ausübung von Bundesgerichtsbarkeit geführt wurden, haben die Länder 
einen Erstattungsanspruch gegen den Bund. Die zusätzlichen Kosten werden im Ergebnis 
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daher vom Bund getragen. Der Mehrbedarf des Bundes an Sach- und Personalmitteln soll 
finanziell und stellenmäßig im Einzelplan 07 ausgeglichen werden. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Keiner. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Keiner. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Keine. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Die Erfüllung des Rechtsanspruchs auf kostenlose Beiordnung eines Rechtsbeistands für 
die nebenklageberechtigten Verletzten von Völkerstraftaten nebst Dolmetscher bezie-
hungsweise Dolmetscherin und Übersetzer beziehungsweise Übersetzerin für diejenigen 
Nebenklägerinnen und Nebenkläger, die der deutschen Sprache nicht mächtig sind (§§ 185 
und 187 Absatz 4 in Verbindung mit Absatz 1 GVG), wird zu Mehrkosten des Bundes in 
Höhe von voraussichtlich 293 500 bis 487 000 Euro pro Jahr führen.  

Die Verfahren sind nach § 120 Absatz 1 Nummer 8 GVG bei den Staatsschutzsenaten der 
Oberlandesgerichte zu führen. Den Ländern hierbei entstehende Verfahrenskosten oder 
Auslagen von Verfahrensbeteiligten sind nach § 120 Absatz 7 GVG vom Bund zu erstatten. 

Die Erfüllung des Rechtsanspruchs auf Beiordnung einer psychosozialen Prozessbeglei-
tung für Verletzte der Delikte nach dem VStGB durch die Erweiterung des § 406g Absatz 3 
Satz 1 StPO wird zu Mehrkosten für die Länder führen. Die tatsächlichen Mehrkosten hän-
gen letztlich vom Fallaufkommen ab und werden sich bei angenommenen 40 zusätzlichen 
Anträgen pro Jahr auf Beiordnung einer psychosozialen Prozessbegleitung in Höhe von 
etwa 44 000 Euro pro Jahr bewegen. 

Hinzu kommen Kosten für Verdolmetschung für den Fall, dass die psychosoziale Prozess-
begleitung und die verletzte Person sich nicht in einer gemeinsamen Sprache verständigen 
können. Welche Kosten dafür aufgebracht werden müssen, hängt vom Einzelfall ab; diese 
Kosten belaufen sich geschätzt auf etwa 102 000 Euro. Im Falle der Beauftragung eines 
Dolmetschers oder einer Dolmetscherin durch das Gericht sind die Kosten nach § 187 Ab-
satz 4 in Verbindung mit Absatz 1 GVG vom Land zu bestreiten, welches nach § 120 Ab-
satz 7 GVG einen Anspruch auf Erstattung der Dolmetschungskosten gegenüber dem Bund 
hat. 

Die Änderung in § 169 Absatz 2 Satz 1 GVG wird voraussichtlich zu einer höheren Anzahl 
an Aufnahmen solcher Verfahren führen, denen eine herausragende zeitgeschichtliche Be-
deutung zugemessen wird und in denen daher zusätzlich Filmaufnahmen gefertigt werden. 
Die Speicherung der Aufnahmen wird zu einem jährlichen Mehraufwand für die Länder von 
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insgesamt etwa 7 270 Euro führen. Hinzu kämen die einmaligen Anschaffungskosten für 
die technische Ausstattung in Höhe von maximal 10 000 Euro pro Gericht. 

F. Weitere Kosten 

Für die öffentlichen Haushalte kann durch die Einführung der neuen Straftatbestände mehr 
Aufwand bei den Strafverfolgungsbehörden entstehen, namentlich bei dem GBA, der nach 
§ 120 Absatz 1 Nummer 8 und § 142a Absatz 1 Satz 1 GVG für die Verfolgung von Straf-
taten nach dem VStGB zuständig ist. Der Aufwandsumfang ist zum gegenwärtigen Zeit-
punkt allerdings nicht genau abschätzbar. Angesichts der geringfügigen Erweiterung des 
VStGB wird jedoch mit keinem erheblichen Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln ge-
rechnet. Mehrbedarf des Bundes an Sach- und Personalmitteln soll finanziell und stellen-
mäßig im Einzelplan 07 ausgeglichen werden. 

Sonstige Kosten für die Wirtschaft und für soziale Sicherungssysteme werden nicht erwar-
tet, ebenso wenig Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher-
preisniveau. 
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Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz 

Entwurf eines Gesetzes zur Fortentwicklung des Völkerstrafrechts 

Vom ... 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Völkerstrafgesetzbuches 

Das Völkerstrafgesetzbuch vom 26. Juni 2002 (BGBl. I S. 2254), das durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 22. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3150) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. § 7 Absatz 1 Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 

6. „ einen sexuellen Übergriff auf einen anderen Menschen begeht, ihn sexuell nötigt 
oder vergewaltigt, ihn zur Prostitution nötigt, ihn sexuell versklavt, ihn der Fort-
pflanzungsfähigkeit beraubt, einen unter Anwendung von Zwang geschwängerten 
Menschen in der Absicht, die ethnische Zusammensetzung einer Bevölkerung zu 
beeinflussen oder um Taten nach den §§ 6 bis 13 zu begehen, gefangen hält oder 
eine Schwangerschaft gegen oder ohne den Willen des schwangeren Menschen 
abbricht,“. 

2. § 7 Absatz 1 Nummer 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Buchstabe a werden die Wörter „auf Nachfrage“ gestrichen. 

b) In Buchstabe b werden die Wörter „sich im Auftrag des Staates oder der politischen 
Organisation oder entgegen einer Rechtspflicht weigert“ durch „es im Auftrag des 
Staates oder der politischen Organisation oder entgegen einer Rechtspflicht unter-
lässt“ ersetzt. 

3. § 8 Absatz 1 Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 

4. „ einen sexuellen Übergriff auf eine nach dem humanitären Völkerrecht zu schüt-
zende Person begeht, sie sexuell nötigt oder vergewaltigt, sie zur Prostitution nö-
tigt, sie sexuell versklavt, sie der Fortpflanzungsfähigkeit beraubt, eine nach dem 
humanitären Völkerrecht zu schützende und unter Anwendung von Zwang ge-
schwängerte Person in der Absicht, die ethnische Zusammensetzung einer Be-
völkerung zu beeinflussen oder um Taten nach den §§ 6 bis 13 zu begehen, ge-
fangen hält oder eine Schwangerschaft gegen oder ohne den Willen der schwan-
geren, nach dem humanitären Völkerrecht zu schützenden Person abbricht,“. 

4. § 12 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 wird das Wort „oder“ am Ende durch ein Komma ersetzt. 

b) Nach Nummer 3 werden die folgenden Nummern 4 und 5 eingefügt: 
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4. „ Waffen verwendet, deren Hauptwirkung darin besteht, durch Splitter zu ver-
letzen, die im menschlichen Körper durch Röntgenstrahlen nicht entdeckt 
werden können, oder 

5. Laserwaffen verwendet, die eigens dazu entworfen sind, die dauerhafte Er-
blindung des unbewehrten Auges zu verursachen,“. 

Artikel 2 

Änderung der Strafprozessordnung 

Die Strafprozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. April 1987 
(BGBl. I S. 1074, 1319), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. März 2022 
(BGBl. I S. 571) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 395 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Nummer 2 wird die folgende Nummer 2a eingefügt: 

„2a. den §§ 6 bis 8, 11 und 12 des Völkerstrafgesetzbuches gegen das Leben, die 
versucht wurde,“. 

b) Nach Nummer 4 wird die folgende Nummer 4a eingefügt: 

„4a. den §§ 6 bis 8 und 10 bis 12 des Völkerstrafgesetzbuches in seinen Rechten 
auf körperliche Unversehrtheit, Freiheit oder auf religiöse, sexuelle oder re-
produktive Selbstbestimmung oder als Kind in seinem Recht auf ungestörte 
körperliche und seelische Entwicklung,“. 

2. § 397a Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

2. „ durch eine versuchte rechtswidrige Tat nach den §§ 211 und 212 des Straf-
gesetzbuches oder nach den §§ 6 bis 8, 11 sowie 12 des Völkerstrafgesetz-
buches, die sich gegen das Leben richtet, verletzt ist oder wenn er Angehöri-
ger eines durch eine rechtswidrige Tat Getöteten (§ 395 Absatz 2 Nummer 1) 
ist,“. 

b) In Nummer 4 wird das Wort „oder“ am Ende durch ein Komma ersetzt. 

c) In Nummer 5 wird der Punkt am Ende durch das Wort „oder“ ersetzt. 

d) Folgende Nummer 6 wird angefügt: 

6. „ durch ein Verbrechen nach dem Völkerstrafgesetzbuch verletzt ist, das ihn 
nach § 395 Absatz 1 Nummer 4a zur Nebenklage berechtigt.“ 

3. § 397b wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Gleichgelagerte Interessen liegen in der Regel vor, wenn es sich 
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1. bei den Nebenklägern um mehrere Angehörige desselben durch eine rechts-
widrige Tat Getöteten (§ 395 Absatz 2 Nummer 1) handelt oder 

2. um mehrere Nebenkläger handelt, die Verletzte von Taten im Sinne des § 395 
Absatz 1 Nummer 2a und 4a sind, denen der gleiche Lebenssachverhalt zu-
grunde liegt.“ 

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

(4) „ Die in § 397 Absatz 1 Satz 3 und 4 genannten Verfahrensrechte der Ne-
benkläger werden in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nummer 2 nur durch den 
bestellten oder beigeordneten Beistand ausgeübt, soweit es sich um Nebenkläger 
handelt, deren Befugnis zum Anschluss an die öffentliche Klage nur aufgrund von 
§ 395 Absatz 1 Nummer 2a oder 4a begründet ist.“ 

4. In § 406g Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe „und 5“ durch die Angabe „bis 6“ ersetzt. 

Artikel 3 

Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes 

Das Gerichtsverfassungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. Mai 1975 
(BGBl. I S. 1077), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 19. Dezember 2022 
(BGBl. I S. 2606) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 169 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach dem Wort „Tonaufnahmen“ die Wörter „oder Ton- und Film-
aufnahmen“ eingefügt und werden die Wörter „für die Bundesrepublik Deutsch-
land“ gestrichen. 

b) Nach Satz 1 wird der folgende Satz eingefügt: 

„Tonaufzeichnungen oder Bild-Ton-Aufzeichnungen, die gemäß § 271 Absatz 2 
Satz 2 der Strafprozessordnung1) und nach Maßgabe des § 19 Absatz 1 Satz 1 
des Einführungsgesetzes zur Strafprozessordnung2) gefertigt wurden, können 
nach Maßgabe dieses Absatzes verwendet werden.“ 

c) Im neuen Satz 3 werden nach dem Wort „Aufnahmen“ die Wörter „oder die Ver-
wendung der Aufnahmen“ eingefügt. 

2. Dem § 185 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

(4) „ Medienvertreter, die der deutschen Sprache nicht mächtig sind, dürfen sich in 
Gerichtsverhandlungen Verdolmetschungen bedienen. Das Gericht kann die Nutzung 
gerichtlich bereitgestellter Verdolmetschungen zulassen.“ 

                                                
1) Vorgesehen aufgrund des Artikels 1 Nummer 5 Buchstabe c sowie des Artikels 3 des Regierungsent-

wurfs eines Gesetzes zur digitalen Dokumentation der strafgerichtlichen Hauptverhandlung, Bundes-
tagsdrucksache [zu ergänzen]. 

2) Siehe Fn. 1. 



 - 8 -   

 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

Seit seinem Inkrafttreten am 30. Juni 2002 hat sich das Völkerstrafgesetzbuch vom 26. Juni 
2002 (BGBl. I S. 2254), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Dezember 2016 (BGBl. I 
S. 3150) geändert worden ist (VStGB), welches das materielle deutsche Strafrecht an das 
Römische Statut des Internationalen Strafgerichtshofs vom 17. Juli 1998 (BGBl. 2000 II 
S. 1394) (Römisches Statut) angepasst hat, bewährt. Mit der Schaffung nationaler Rege-
lungen wurde sichergestellt, dass die deutsche Justiz auf Grundlage des Weltrechtsprinzips 
unabhängig vom Tatort auch schwerste Verbrechen, die die internationale Gemeinschaft 
als Ganzes berühren, namentlich Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit und 
Kriegsverbrechen, verfolgen kann. Auf dieser Grundlage gelang es der deutschen Justiz, 
bei der Verfolgung von Völkerrechtsverbrechen eine Vorreiterrolle einzunehmen. Insbeson-
dere die Verurteilung eines irakischen Angehörigen der terroristischen Vereinigung „Islami-
scher Staat“ wegen Völkermords (Oberlandesgericht Frankfurt am Main, Urteil vom 30. No-
vember 2021 – 5-3 StE 1/20 - 4 - 1/20) sowie die Verurteilung zweier Mitarbeiter des syri-
schen Geheimdienstes wegen Verbrechen gegen die Menschlichkeit (Oberlandesgericht 
Koblenz, Urteil vom 24. Februar 2021 – 1 StE 3/21; Oberlandesgericht Koblenz, Urteil vom 
13. Januar 2022 – 1 StE 9/19) haben die Rechtsprechung im Völkerstrafrecht in historischer 
Weise fortgeschrieben. 

Der am 24. Februar 2022 begonnene völkerrechtswidrige Angriffskrieg der Russischen Fö-
deration auf die Ukraine hat die Bedeutung des Völkerstrafrechts, sowohl auf internationaler 
als auch auf nationaler Ebene, weiter in den Fokus gerückt und die Notwendigkeit der Fort-
entwicklung des Völkerstrafrechts aufgezeigt. Zentrales Ziel dieser Fortentwicklung ist es 
daher, Strafbarkeitslücken zu schließen, Opferrechte zu stärken und die Breitenwirkung 
völkerstrafrechtlicher Prozesse und Urteile zu verbessern. 

Damit tritt der Entwurf für die Erreichung von Zielvorgabe 16.1 der UN-Agenda 2030 für 
nachhaltige Entwicklung ein, die verlangt, alle Formen der Gewalt und der gewaltbedingten 
Sterblichkeit überall deutlich zu verringern, und stärkt gleichzeitig die zentrale Vorgabe von 
Ziel 5, alle Formen der Gewalt gegen alle Frauen und Mädchen einschließlich sexueller 
Formen der Ausbeutung zu beseitigen (5.2). Der Entwurf entspricht damit auch den weite-
ren Vorgaben von Ziel 16 der UN-Agenda 2030, nämlich die Rechtsstaatlichkeit auf natio-
naler und internationaler Ebene zu fördern und den gleichberechtigten Zugang aller zur 
Justiz zu gewährleisten (16.3) und leistungsfähige, rechenschaftspflichtige und transpa-
rente Institutionen auf allen Ebenen aufzubauen (16.6). 

1. Gleichlauf des Römischen Statuts und des VStGB 

Von 4. bis 14. Dezember 2017 fand in New York die 16. Sitzung der Vertragsstaatenver-
sammlung des Römischen Statuts statt. Dort wurde beschlossen, den Einsatz weiterer kon-
ventioneller Waffen, namentlich biologische Waffen, dauerhaft blindmachende Laserwaffen 
und Waffen, deren Splitter nicht mit Röntgenstrahlen entdeckbar sind, in den Tatbestand 
des Kriegsverbrechens in Artikel 8 des Römischen Statuts sowohl für den internationalen 
als auch den nichtinternationalen bewaffneten Konflikt aufzunehmen. 

Die Strafbewehrtheit des Einsatzes biologischer Waffen ist sowohl für internationale als 
auch nichtinternationale bewaffnete Konflikte bereits seit längerem völkergewohnheits-
rechtlich anerkannt und vertraglich durch das für die Bundesrepublik Deutschland geltende 
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Übereinkommen über das Verbot der Entwicklung, Herstellung und Lagerung bakteriologi-
scher (biologischer) Waffen und von Toxinwaffen sowie über die Vernichtung solcher Waf-
fen vom 10. April 1972 (BGBl. 1983 II S. 133) abgesichert. Dementsprechend wurden bio-
logische Waffen bereits bei der Einführung des VStGB in den Katalog des Kriegsverbre-
chens des Einsatzes verbotener Mittel der Kriegsführung (§ 12 Absatz 1 Nummer 2 erste 
Alternative VStGB) aufgenommen. Hingegen sind die Tatbestandalternativen der Verwen-
dung solcher Waffen, deren Splitter nicht mit Röntgenstrahlen entdeckbar sind, und der 
Verwendung von dauerhaft blindmachenden Laserwaffen nach nationalem Völkerstrafrecht 
bislang nicht unter Strafe gestellt. 

Mit dem Entwurf soll die Pönalisierung der Verwendung dieser konventionellen Waffen, wie 
sie das Römische Statut nunmehr vorsieht, für das deutsche Völkerstrafrecht nachvollzo-
gen werden. Damit wird die vorrangige innerstaatliche Strafverfolgung sichergestellt und so 
dem in Artikel 17 des Römischen Statuts niedergelegten Komplementaritätsgrundsatz 
Rechnung getragen.  

Nach Artikel 121 Absatz 5 des Römischen Statuts tritt eine Änderung des Artikels 8 des 
Römischen Statuts für jeden Vertragsstaat individuell ein Jahr nach Hinterlegung der Rati-
fikationsurkunde in Kraft. Die Bundesrepublik Deutschland hat diese Änderungen durch das 
Gesetz zu den Änderungen vom 26. November 2015, 14. Dezember 2017 und 6. Dezember 
2019 des Römischen Statuts des Internationalen Strafgerichtshofs vom 17. Juli 1998 vom 
8. Dezember 2022 (BGBl. 2022 II S. 635) als einer der ersten Vertragsstaaten ratifiziert und 
die Ratifikationsurkunde am [zu ergänzen]3) hinterlegt. 

Auch im Bereich der sexualisierten Gewalt sind mehrere Anpassungen vorzunehmen. So 
soll die Tatbestandsalternative des sexuellen Übergriffs jeweils in den Tatbestand des Ver-
brechens gegen die Menschlichkeit (§ 7 VStGB) sowie den Tatbestand des Kriegsverbre-
chens gegen Personen (§ 8 VStGB) eingefügt werden. Hierdurch wird Rechtssicherheit und 
-klarheit geschaffen, insbesondere im Hinblick auf die einheitliche Auslegung der Norm 
durch deutsche Gerichte infolge der im Jahr 2016 erfolgten Reform des deutschen Sexual-
strafrechts im Strafgesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. November 
1998 (BGBl. I S. 3322), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 4. Dezember 2022 
(BGBl. I S. 2146) geändert worden ist (StGB), durch das Fünfzigste Gesetz zur Änderung 
des Strafgesetzbuches – Verbesserung des Schutzes der sexuellen Selbstbestimmung 
vom 4. November 2016 (BGBl. I S. 2460). Eine Erweiterung um die Tatbestandsalternative 
des sexuellen Übergriffs wird darüber hinaus einen Ausgleich zu dem wegen Bedenken im 
Hinblick auf das Bestimmtheitsgebot nach Artikel 103 Absatz 2 des Grundgesetzes für die 
Bundesrepublik Deutschland in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 100-
1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. 
Dezember 2022 (BGBl. I S. 2478) geändert worden ist (GG), nicht in das VStGB korporier-
ten Auffangtatbestand des Artikels 7 Absatz 1 Buchstabe g beziehungsweise Artikels 8 Ab-
satz 2 Buchstabe b (xxii) und Buchstabe e (vi) des Römischen Statuts („jede andere Form 
sexueller Gewalt von vergleichbarer Schwere“) schaffen und das Recht auf sexuelle Selbst-
bestimmung weiter stärken. 

Zugleich soll die Tatbestandsalternative der sexuellen Sklaverei, die nach den Regelungen 
des Römischen Statuts bereits als Kriegsverbrechen sowie als Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit strafbewehrt ist, in das VStGB aufgenommen werden. Historisch gewann 
die Tatbestandsalternative, insbesondere in der Rechtsprechung internationaler Strafge-
richtshöfe (Internationaler Strafgerichtshof für das ehemalige Jugoslawien, Urteil vom 22. 
Februar 2001 – IT-96-23T und IT-96-23/1-T, Rn. 728 ff. – Kunarac/Kovac/Vukovic; Interna-
tionaler Strafgerichtshof, Urteil vom 7. März 2014 – ICC-01/04-01/07-3436-tENG, Rn. 975 
ff. – Katanga; Internationaler Strafgerichtshof, Urteil vom 14. Juni 2014 – ICC-01/04-02/06-
309, Rn. 53 ff., 76 ff. – Ntaganda; Internationaler Strafgerichtshof, Urteil vom 8. Juli 2019 – 
ICC-01/04-02/06, Rn. 949 ff. – Ntaganda; Internationaler Strafgerichtshof, Entscheidung 
                                                
3) Das hierfür zuständige AA wurde gebeten, die Angelegenheit prioritär zu behandeln. 
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vom 13. November 2019 – ICC-01/12-01/18-461-Corr-Red, Rn. 543 ff. – Al Hassan), zu-
nehmend an Bedeutung. In jüngerer Vergangenheit offenbarten auch gegen Mitglieder der 
ausländischen terroristischen Vereinigung „Islamischer Staat“ geführte Strafverfahren ver-
mehrt eine systematische Versklavung von Frauen, meist Angehörige der religiösen Min-
derheit der Jesiden, verbunden mit der Erduldung massiver sexueller Gewalt. Der erhebli-
che, gesteigerte Unrechtsgehalt der Handlung, gerade auch im Vergleich zu der Tatbe-
standsalternative der „einfachen“ Versklavung im Sinne des § 7 Absatz 1 Nummer 3 
VStGB, rechtfertigt die Aufnahme der Tatbestandsalternative der sexuellen Sklaverei als 
spezieller Erscheinungsform der Versklavung. 

Darüber hinaus soll die Tatbestandsalternative des Gefangenhaltens einer unter Anwen-
dung von Zwang geschwängerten Frau um eine zweite Absichtsalternative, neben der 
schon bisher in § 7 Absatz 1 Nummer 6 und § 8 Absatz 1 Nummer 4 VStGB erfassten Va-
riante, erweitert werden. Damit sind künftig auch solche Fälle nach dem VStGB justiziabel, 
in denen die Tat in der Absicht begangen wird, weitere Taten nach den §§ 6 bis 13 VStGB 
zu begehen. Außerdem wird die Tatbestandsalternative des Gefangenhaltens geschlechts-
neutral formuliert, damit gegen Opfer jeglichen Alters und Geschlechts gerichtete Straftaten 
verfolgt werden können. Durch die Änderung findet die Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts (Beschluss vom 10. Oktober 2017 – 1 BvR 2019/16) Berücksichtigung. 

Weiterhin soll die Tatbestandsalternative des erzwungenen Schwangerschaftsabbruchs so-
wohl in den Tatbestand des Verbrechens gegen die Menschlichkeit (§ 7 VStGB) als auch 
in den Tatbestand des Kriegsverbrechens gegen Personen (§ 8 VStGB) aufgenommen 
werden. Erzwungene Schwangerschaftsabbrüche unterfallen bereits nach derzeitiger Ge-
setzeslage als Maßregeln, die Geburten innerhalb einer nationalen, rassischen, religiösen 
oder ethnischen Gruppe verhindern sollen, dem Tatbestand des Völkermords (§ 6 Absatz 1 
Nummer 4 VStGB). Im Rahmen des dem VStGB zugrundeliegenden Römischen Statuts 
können erzwungene Schwangerschaftsabbrüche auch ohne diese spezifische Absicht un-
ter den Auffangtatbestand des Artikels 7 Absatz 1 Buchstabe g beziehungsweise Artikels 8 
Absatz 2 Buchstabe b (xxii) und Buchstabe e (vi) des Römischen Statuts („jede andere 
Form sexueller Gewalt von vergleichbarer Schwere“) subsumiert werden, gegen den im 
nationalen Recht indes Bedenken im Hinblick auf das Bestimmtheitsgebot nach Artikel 103 
Absatz 2 GG bestehen. Eine gesonderte Aufnahme der Tatbestandsalternative ermöglicht 
die strafrechtliche Verfolgung des Einsatzes der Methode des erzwungenen Schwanger-
schaftsabbruchs, dem aufgrund der Verbindung des schweren Eingriffs in den Körper der 
schwangeren Person, ihr Recht auf reproduktive Selbstbestimmung sowie der Beendigung 
des ungeborenen Lebens ein erheblicher Unrechtsgehalt beizumessen ist, auch nach nati-
onalem Völkerstrafrecht. 

Schließlich soll zur weiteren Umsetzung des Internationalen Übereinkommens zum Schutz 
aller Personen vor dem Verschwindenlassen vom 20. Dezember 2006 im Tatbestand des 
Verschwindenlassens als Verbrechen gegen die Menschlichkeit (§ 7 Absatz 1 Nummer 7 
VStGB) das Nachfrageerfordernis entfallen. Hierdurch wird der Gefahr für Leib und Leben, 
die für Angehörige davon ausgehen kann, bei den entsprechenden Stellen Nachforschun-
gen anzustellen, Rechnung getragen und die bisher damit einhergehende Strafbarkeitslü-
cke geschlossen. 

2. Stärkung der Rechte von Opfern von Völkerrechtsverbrechen 

Strafverfahren wegen Straftaten nach dem Völkerstrafrecht werden in der Bundesrepublik 
Deutschland nach den Vorschriften der Strafprozessordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 7. April 1987 (BGBl. I S. 1074, 1319), die zuletzt durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 25. März 2022 (BGBl. I S. 571) geändert worden ist (StPO), geführt, was sich 
grundsätzlich bewährt hat. Bisher haben Verletzte von Völkerstraftaten jedoch keine Mög-
lichkeit, sich aufgrund einer nach dem VStGB angeklagten Straftat dem Verfahren als Ne-
benklägerin beziehungsweise Nebenkläger anzuschließen, sondern nur wegen anderer im 
StGB genannter Straftaten, die zumeist in Tateinheit mit Delikten des VStGB stehen. 
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Ebenso wenig haben Opfer von Völkerstraftaten bisher das Recht, wegen einer Straftat 
nach dem VStGB einen Antrag auf Beiordnung eines für sie kostenlosen Rechtsbeistands 
oder einer psychosozialen Prozessbegleitung zu stellen. Indem die Opfer bestimmter Straf-
taten nach den §§ 6 bis 8 und 10 bis 12 VStGB in den Straftatenkatalog des § 395 Absatz 1 
StPO aufgenommen werden, erhalten die Opfer dieser Delikte nunmehr die Möglichkeit, 
sich den in der Bundesrepublik Deutschland wegen solcher Straftaten des Völkerstrafrechts 
geführten Strafverfahren auch und gerade wegen dieser Taten als Nebenklägerinnen be-
ziehungsweise Nebenkläger anzuschließen. 

Personen, die dementsprechend zur Nebenklage berechtigt sind, sollen auch in den Kata-
log des § 397a Absatz 1 StPO neu aufgenommen werden. Damit sind Opfer dieser Strafta-
ten ohne weitere Voraussetzungen berechtigt, auf Antrag einen Opferanwalt unabhängig 
von den Voraussetzungen der Prozesskostenhilfe beigeordnet zu bekommen. Ebenso soll 
diesen Verletzten auch leichter als bisher eine psychosoziale Prozessbegleitung nach 
§ 406g StPO beigeordnet werden können. § 406g Absatz 3 StPO soll angepasst werden 
mit der Folge, dass den zur Nebenklage berechtigten Verletzten nach den §§ 6 bis 8 und 
10 bis 12 VStGB auf ihren Antrag ohne weitere Voraussetzungen eine psychosoziale Pro-
zessbegleitung beizuordnen ist. 

Um dem berechtigten Interesse der Praxis an einer handhabbaren Durchsetzung der 
Hauptverhandlung Rechnung zu tragen, soll § 397b Absatz 1 StPO, der eine gemeinschaft-
liche Nebenklagevertretung bei gleichgelagerten Interessen ermöglicht, um ein weiteres 
Regelbeispiel ergänzt werden. Zudem soll dem § 397b StPO ein neuer Absatz angefügt 
werden, welcher regelt, dass in den Fällen der Beiordnung oder Bestellung eines gemein-
schaftlichen Rechtsanwalts in Verfahren, in denen die Nebenklageberechtigung nur auf-
grund einer VStGB-Straftat besteht, die in § 397 Absatz 1 Satz 3 und 4 StPO genannten 
Verfahrensrechte der Nebenklägerinnen und Nebenkläger durch die bestellte oder beige-
ordnete Rechtsanwältin oder den bestellten oder beigeordneten Rechtsanwalt ausgeübt 
werden. 

3. Verbesserung der Breitenwirkung völkerstrafrechtlicher Prozesse und Urteile 

Nach geltendem Recht können Tonaufnahmen der Verhandlung einschließlich der Verkün-
dung der Urteile und Beschlüsse nach § 169 Absatz 2 GVG nur dann zu wissenschaftlichen 
und historischen Zwecken vom Gericht zugelassen werden, wenn es sich um Verfahren 
von herausragender zeitgeschichtlicher Bedeutung für die Bundesrepublik Deutschland 
handelt. Die Bezugnahme auf die Bundesrepublik Deutschland ließe den Schluss zu, dass 
bei Verfahren wegen Taten nach dem Völkerstrafrecht, die vor deutschen Gerichten geführt 
werden, aber außerhalb der Bundesrepublik Deutschland begangen wurden, eine heraus-
ragende zeitgeschichtliche Bedeutung für die Bundesrepublik Deutschland nicht vorliegt 
und damit eine Aufzeichnung und Aufarbeitung solcher Verfahren für die Nachwelt unter-
bleiben muss. Da in Völkerstrafverfahren jedoch häufig Wertentscheidungen von globaler 
Bedeutung getroffen werden, soll durch die vorgesehenen Änderungen sichergestellt wer-
den, dass auch von Verfahren nach dem Völkerstrafrecht Aufnahmen für wissenschaftliche 
und historische Zwecke gefertigt werden können. 

Zudem kann bei größeren Verfahren, die eine höhere Komplexität aufweisen, die Nachvoll-
ziehbarkeit der im Verfahren aufgearbeiteten Geschehnisse und ihre wissenschaftliche Un-
tersuchung lediglich mit Hilfe von reinen Tonaufnahmen erschwert sein. Für solche Verfah-
ren sollen nunmehr zusätzlich Filmaufnahmen beziehungsweise die Verwendung der Bild-
aufzeichnungen, soweit sie im Rahmen der digitalen Dokumentation der strafrechtlichen 
Hauptverhandlung gefertigt wurden, zugelassen werden können. 

Darüber hinaus können Medienvertreterinnen und Medienvertreter, die der deutschen 
Sprache nicht mächtig sind, dem Gang von Verhandlungen vor deutschen Gerichten oft-
mals nicht folgen. Damit sie trotzdem aus eigener Anschauung über die vor den deutschen 
Gerichten geführten Verfahren und Entscheidungen berichten können, soll in § 185 
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Absatz 4 GVG gesetzlich verankert werden, dass sich die Medienvertreterinnen und Medi-
envertreter in solchen Fällen einer Verdolmetschung bedienen können. 

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

Dieser Entwurf setzt die im Rahmen der 16. Sitzung der Vertragsstaatenversammlung des 
Römischen Statuts vom 14. Dezember 2017 beschlossenen Änderungen des Römischen 
Statuts vom 17. Juli 1998, welche durch die Bundesrepublik Deutschland durch das Gesetz 
zu den Änderungen vom 26. November 2015, 14. Dezember 2017 und 6. Dezember 2019 
des Römischen Statuts des Internationalen Strafgerichtshofs vom 17. Juli 1998 vom 8. De-
zember 2022 (BGBl. 2022 II S. 635) ratifiziert wurden, um. Der Straftatbestand der Kriegs-
verbrechen des Einsatzes verbotener Mittel der Kriegsführung in § 12 VStGB soll um zwei 
Tatbestandsalternativen erweitert werden: die Verwendung von Waffen, deren Splitter mit 
Röntgenstrahlen nicht erkennbar sind, und die Verwendung von dauerhaft blindmachenden 
Laserwaffen.  

Weiterhin soll das VStGB sowohl bei dem Tatbestand des Verbrechens gegen die Mensch-
lichkeit (§ 7 VStGB) als auch bei dem Tatbestand des Kriegsverbrechens gegen Personen 
(§ 8 VStGB) um die Tatbestandsalternativen des sexuellen Übergriffs, der sexuellen Skla-
verei und des erzwungenen Schwangerschaftsabbruchs erweitert werden. Darüber hinaus 
soll in jenen Paragraphen im Hinblick auf die Tatbestandsalternative des Gefangenhaltens 
einer unter Anwendung von Zwang geschwängerten Frau eine weitere Absichtsalternative 
aufgenommen werden. Zugleich erfolgt eine Änderung zur Anpassung der Personenbe-
zeichnung, um eine geschlechtsneutrale Verfolgung zu ermöglichen. 

Zusätzlich soll im Tatbestand des Verschwindenlassens als Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit (§ 7 Absatz 1 Nummer 7 VStGB) das Nachfrageerfordernis entfallen.  

Darüber hinaus stärkt dieser Entwurf die Rechte von Opfern von Völkerrechtsverbrechen, 
indem die Opfer bestimmter Straftaten nach den §§ 6 bis 8 und 10 bis 12 VStGB in den 
Straftatenkatalog des § 395 Absatz 1 StPO aufgenommen werden. Den Opfern dieser De-
likte wird dadurch die Möglichkeit eröffnet, sich den in der Bundesrepublik Deutschland we-
gen solcher Straftaten des Völkerstrafrechts geführten Strafverfahren auch und gerade we-
gen dieser Taten als Nebenklägerinnen beziehungsweise Nebenkläger anzuschließen. 

Personen, die dementsprechend zur Nebenklage berechtigt sind, werden ebenfalls in den 
Katalog des § 397a Absatz 1 StPO aufgenommen. Damit werden Opfer dieser Straftaten 
ohne weitere Voraussetzungen berechtigt, auf Antrag einen Opferanwalt oder eine Opfer-
anwältin unabhängig von den Voraussetzungen der Prozesskostenhilfe beigeordnet zu be-
kommen. Ebenso soll diesen Verletzten auch leichter als bisher eine psychosoziale Pro-
zessbegleitung nach § 406g StPO beigeordnet werden können. 

Zudem soll aufgrund dieses Entwurfs für die Zulassung von Tonaufnahmen einschließlich 
der Verkündung der Urteile und Beschlüsse der Verhandlung zu wissenschaftlichen und 
historischen Zwecken lediglich „ein Verfahren von herausragender zeitgeschichtlicher Be-
deutung“ erforderlich sein, ohne dass sich die Bedeutung auf die „Bundesrepublik Deutsch-
land“ beziehen muss. Zusätzlich zu der bereits nach geltendem Recht vorgesehenen Mög-
lichkeit, Tonaufnahmen der Verhandlung bei Verfahren von herausragender zeitgeschicht-
licher Bedeutung zuzulassen, sollen auch Ton- und Filmaufnahmen ermöglicht werden. Um 
die Gerichte zu entlasten, sollen die Bild-Ton-Aufzeichnungen, soweit sie im Rahmen der 
digitalen Dokumentation der strafgerichtlichen Hauptverhandlung gefertigt wurden, auch für 
wissenschaftliche und historische Zwecke genutzt werden können. 

Um zu gewährleisten, dass auch ausländische Medienvertreterinnen und Medienvertreter 
aus eigener Anschauung über Verfahren vor deutschen Gerichten berichten können, soll 
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klargestellt werden, dass Medienvertreterinnen und Medienvertreter in Gerichtsverfahren 
Verdolmetschungen nutzen können, wenn sie der deutschen Sprache nicht mächtig sind. 

III. Alternativen 

Keine. 

IV. Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für die vorgesehenen Änderungen folgt aus Ar-
tikel 74 Absatz 1 Nummer 1 GG. 

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen 

Der Entwurf ist mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen, 
die die Bundesrepublik Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar. Er dient der Anpassung 
des deutschen Rechts an die in der 16. Sitzung der Vertragsstaatenversammlung des Rö-
mischen Statuts vom 14. Dezember 2017 beschlossene Änderungen des Römischen Sta-
tuts vom 17. Juli 1998 sowie an aktuelle Entwicklungen der Rechtsprechung internationaler 
Strafgerichtshöfe. 

VI. Gesetzesfolgen 

Durch den Entwurf erhalten die deutschen Strafverfolgungsbehörden die Zuständigkeit zur 
Strafverfolgung der Tatbestandsalternative des sexuellen Übergriffs, der Tatbestandsalter-
native der sexuellen Sklaverei, der Tatbestandsalternative des erzwungenen Schwanger-
schaftsabbruchs und der Tatbestandsalternative des Gefangenhaltens einer unter Anwen-
dung von Zwang geschwängerten Person im Umfang einer zweiten Absichtsalternative, je-
weils sowohl als Verbrechen gegen die Menschlichkeit (§ 7 VStGB) als auch als Kriegsver-
brechen gegen Personen (§ 8 VStGB), sowie der Tatbestandsalternativen der Verwendung 
von Waffen, deren Splitter mit Röntgenstrahlen nicht erkennbar sind, und der Verwendung 
von dauerhaft blindmachenden Laserwaffen, jeweils als Kriegsverbrechen des Einsatzes 
verbotener Mittel der Kriegsführung (§ 12 VStGB). Der Tatbestand des Verschwindenlas-
sens als Verbrechen gegen die Menschlichkeit (§ 7 Absatz 1 Nummer 7 VStGB) wird durch 
den Wegfall des Nachfrageerfordernisses erweitert. 

Darüber hinaus erhalten Opfer von Straftaten nach dem VStGB die Möglichkeit, sich den in 
der Bundesrepublik Deutschland wegen solcher Straftaten geführten Strafverfahren auch 
und gerade wegen dieser Taten als Nebenklägerinnen beziehungsweise Nebenkläger an-
zuschließen. Es wird der Anspruch geschaffen, auf Antrag einen Opferanwalt unabhängig 
von den Voraussetzungen der Prozesskostenhilfe sowie leichter als bisher eine psychoso-
ziale Prozessbegleitung nach § 406g StPO beigeordnet zu bekommen. 

Schließlich sollen die Änderungen im Gerichtsverfassungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 9. Mai 1975 (BGBl. I S. 1077), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 19. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2606) geändert worden ist (GVG), eine Verbesserung 
der Rezeption und Verbreitung völkerstrafrechtlicher Prozesse und Urteile bewirken. 

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

Die vorgesehenen Änderungen werden nicht zu einer Rechts- oder Verwaltungsvereinfa-
chung führen. 
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2. Nachhaltigkeitsaspekte 

Der Entwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhaltigen 
Entwicklung im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, die der Umsetzung der UN-
Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung dient. 

Indem der Entwurf das materielle deutsche Völkerstrafrecht hinsichtlich der Tatbestandal-
ternativen neuer Waffengattungen, die nach nationalem Völkerstrafecht bislang nicht unter 
Strafe gestellt sind, im Hinblick auf sexualisierte Gewalt sowie bezüglich des Tatbestands 
des Verschwindenlassens erweitert, leistet er einen Beitrag zur Verwirklichung von Nach-
haltigkeitsziel 16 („Friedliche und inklusive Gesellschaften für eine nachhaltige Entwicklung 
fördern, allen Menschen Zugang zur Justiz ermöglichen und leistungsfähige, rechen-
schaftspflichtige und inklusive Institutionen auf allen Ebenen aufbauen“). Dieses Nachhal-
tigkeitsziel verlangt mit seiner Zielvorgabe 16.1, alle Formen der Gewalt und die gewaltbe-
dingte Sterblichkeit überall deutlich zu verringern. Zudem leisten diese Änderungen einen 
wesentlichen Beitrag zur Verwirklichung von Zielvorgabe 16.3, die verlangt, die Rechts-
staatlichkeit auf nationaler und internationaler Ebene zu fördern und den gleichberechtigten 
Zugang aller zur Justiz zu gewährleisten und fördert gleichzeitig die Erreichung von Zielvor-
gabe 16.6, die verlangt, leistungsfähige, rechenschaftspflichtige und transparente Instituti-
onen auf allen Ebenen aufzubauen. Er entspricht damit der internationalen Verantwortung 
der Bundesrepublik Deutschland, Verbrechen gegen das Völkerrecht selbst zu verfolgen 
und der nur subsidiären Verfolgungszuständigkeit des Internationalen Strafgerichtshofs 
Rechnung zu tragen. Er markiert einen weiteren Schritt im Kampf gegen die Straflosigkeit 
schwerster Verbrechen, welche die internationale Gemeinschaft als Ganze betreffen. 

Indem der Entwurf im Bereich der Strafbarkeit bestimmter Tatbestandsmerkmale sexuali-
sierter Gewalt wesentliche Anpassungen vornimmt, leistet er außerdem einen Beitrag zur 
Verwirklichung von Zielvorgabe 5.2 („Alle Formen von Gewalt gegen Frauen und Mädchen 
im öffentlichen und privaten Bereich einschließlich des Menschenhandels und sexueller und 
anderer Formen der Ausbeutung beseitigen“). 

Die Einführung einer Nebenklagebefugnis für Opfer bestimmter schwerer Völkerstraftaten 
mitsamt der Schaffung eines Anspruchs auf Beiordnung eines für das Opfer kostenlosen 
Opferanwalts sowie auf Beiordnung einer psychosozialen Prozessbegleitung dient eben-
falls dem Nachhaltigkeitsziel 16 der Agenda 2030, da dies den Zugang zum Recht verbes-
sert und die Opfer dieser Straftaten umfassend stärkt. 

Darüber hinaus folgt der Entwurf den Prinzipien der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie 
(„(1.) Nachhaltige Entwicklung als Leitprinzip konsequent in allen Bereichen und bei allen 
Entscheidungen anwenden“, „(2.) Global Verantwortung wahrnehmen“ und „(5.) Sozialen 
Zusammenhalt in einer offenen Gesellschaft wahren und verbessern“). 

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Das Gesetzesvorhaben wird voraussichtlich zu Mehrbedarf an Sachmitteln für den Gene-
ralbundesanwalt beim Bundesgerichtshof (GBA), Einzelplan 07, in Höhe von 270 000 bis 
rund 1,8 Millionen Euro pro Jahr, beginnend ab dem Haushaltsjahr 2024, führen.  

Mehrkosten für den Haushalt des Bundes resultieren aus der Erfüllung des Rechtsan-
spruchs auf kostenlose Beiordnung eines Rechtsanwalts für Nebenklägerinnen und Neben-
kläger. Es kann im Regelfall jährlich mit circa ein bis zwei Verfahren gerechnet werden, bei 
denen nach dem Entwurf zusätzlich eine Nebenklage möglich ist. Bei einem Mittelwert von 
zehn Nebenklägerinnen und Nebenklägern pro Jahr und Verfahren kann mit einer Anzahl 
von insgesamt zusätzlich bis zu 20 Nebenklägerinnen und Nebenklägern pro Jahr in allen 
durchgeführten Verfahren aufgrund von Völkerstraftaten gerechnet werden, die bisher nicht 
als Nebenklägerinnen und Nebenkläger nebenklagebefugt waren. 
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Erfahrungsgemäß betragen die Kosten (Anwaltsgebühren ohne Auslagen) der Beiordnung 
eines Rechtsanwalts oder einer Rechtsanwältin für eine Nebenklägerin beziehungsweise 
einen Nebenkläger pro Verfahren annäherungsweise 10 000 Euro. Bei durchschnittlich 
zehn Nebenklägerinnen und Nebenklägern pro Verfahren und angenommenen ein bis zwei 
Verfahren jährlich ergibt dies eine Summe von 100 000 bis 200 000 Euro zusätzlicher 
Rechtsanwaltskosten, bei zusätzlichen Großverfahren mit angenommenen 500 Nebenklä-
gerinnen und Nebenklägern, die voraussichtlich einmal in zehn Jahren geführt werden, ist 
mit weiteren Kosten für die Beiordnung von gemeinschaftlichen Rechtsanwältinnen und 
Rechtsanwälten in Höhe von insgesamt rund einer Million Euro zu rechnen. Hinzukommen 
könnten Auslagen der beigeordneten Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte (beispiels-
weise Reisekosten, Dokumentenpauschalen und Umsatzsteuer) oder über den gesetzli-
chen Gebühren liegende Pauschgebühren, die vom Einzelfall abhängen und sich nicht nä-
her beziffern lassen. 

Auch dürfte mit zusätzlichen Kosten für Verdolmetschung und Übersetzung für die Neben-
klägerinnen und Nebenkläger, die der deutschen Sprache nicht mächtig sind, nach § 185 
und § 187 Absatz 4 in Verbindung mit Absatz 1 GVG zu rechnen sein. Das Gericht hat nach 
§ 185 GVG in der Verhandlung, in der unter Beteiligung von Personen verhandelt wird, die 
der deutschen Sprache nicht mächtig sind, einen Dolmetscher oder eine Dolmetscherin 
zuzuziehen. Die Verdolmetschung und Übersetzung für Beschuldigte und Nebenklägerin-
nen und Nebenkläger außerhalb von gerichtlichen Verhandlungen richtet sich nach § 187 
GVG (Bundesgerichtshof, Beschluss vom 8. August 2017 – 1 StR 671/16). Nach § 187 
Absatz 4 in Verbindung mit Absatz 1 GVG hat das Gericht einen Dolmetscher beziehungs-
weise eine Dolmetscherin oder einen Übersetzer beziehungsweise eine Übersetzerin her-
anzuziehen, soweit dies zur Ausübung der Rechte der Nebenklägerinnen und Nebenkläger 
erforderlich ist. Das Honorar des Dolmetschers oder der Dolmetscherin beträgt nach § 9 
Absatz 5 Satz 1 des Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetzes vom 5. Mai 2004 
(BGBl. I S. 718, 776), das zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I 
S. 2154) geändert worden ist (JVEG), für jede Stunde 85 Euro. Die genaue Höhe der Kos-
ten hängt von vielen Faktoren wie der Stundenzahl in einem völkerstrafrechtlichen Verfah-
ren ab. Bei 20 Hauptverhandlungstagen von jeweils circa fünf Stunden betragen die Kosten 
der Verdolmetschung 8 500 Euro pro Nebenklägerin und Nebenkläger. Bei angenommenen 
zehn Nebenklägerinnen und Nebenklägern wären dies bei einem bis zu zwei Verfahren 
jährlich etwa 85 000 bis 170 000 Euro. In Großverfahren mit vielen Nebenklägerinnen und 
Nebenklägern, denen der gleiche Sachverhalt zugrunde liegt, ist anzunehmen, dass die 
Nebenklägerinnen und Nebenkläger ganz überwiegend die gleiche Sprache sprechen, so 
dass die Kosten für die Verdolmetschung auch hier unabhängig von der Anzahl der Neben-
klägerinnen und Nebenkläger insgesamt rund 170 000 Euro (bei der Annahme, dass an 
200 Hauptverhandlungstagen insgesamt in zwei Sprachen übersetzt wird) voraussichtlich 
nicht übersteigen.  

Ferner sind weitere Kosten denkbar, wenn der beziehungsweise die nebenklagebefugte 
Verletzte eine psychosoziale Prozessbegleitung in Anspruch nimmt und hierfür zusätzlich 
eine Verdolmetschung benötigt, die außerhalb der Verhandlung erfolgt, weil die psychoso-
ziale Prozessbegleitung und der beziehungsweise die nebenklagebefugte Verletzte sich 
nicht in einer beiden verständlichen Sprache verständigen können. Welche Kosten dafür 
aufgebracht werden müssen, hängt vom Einzelfall ab. Bei circa 25 Tagen Verdolmetschung 
in einem Umfang von circa zwei Stunden pro Tag wären dies Kosten in Höhe von etwa 
4 250 Euro. Bei angenommenen 20 nebenklagebefugten Verletzten, die psychosoziale Pro-
zessbegleitung in Anspruch nehmen und sich nicht mit der psychosozialen Prozessbeglei-
tung verständigen können, wären dies Kosten in Höhe von etwa 85 000 Euro. Bei ange-
nommenen 50 nebenklagebefugten Verletzten in historisch herausragenden Verfahren, die 
sich nicht mit der psychosozialen Prozessbegleitung verständigen können und an circa 20 
Tagen Verdolmetschung in einem Umfang von circa zwei Stunden pro Tag in Anspruch 
nehmen, wären dies Kosten in Höhe von etwa 170 000 Euro. Diese Kosten sind im Falle 
der Beauftragung des Dolmetschers oder einer Dolmetscherin durch das Gericht nach 
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§ 187 Absatz 4 in Verbindung mit Absatz 1 GVG vom Land zu bestreiten, da auch die Wahr-
nehmung einer beigeordneten psychosozialen Prozessbegleitung zu den strafprozessualen 
Rechten der zur Nebenklage befugten Personen gehört. 

Für die jeweils aufgeführten Kosten hat das betroffene Land nach § 120 Absatz 7 GVG 
einen Anspruch auf Erstattung gegenüber dem Bund. Die Erstattungen werden jeweils aus 
dem Haushalt des GBA geleistet. 

Durch die Einführung der neuen und Erweiterung der bestehenden Straftatbestände könnte 
zwar ein Mehraufwand bei den Strafverfolgungsbehörden, namentlich dem GBA, der nach 
§ 120 Absatz 1 Nummer 8 und § 142a Absatz 1 Satz 1 GVG für die Verfolgung von Straf-
taten nach dem VStGB zuständig ist, entstehen. Dessen Umfang ist zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt allerdings nicht genau abschätzbar. Angesichts der geringfügigen Erweiterung 
des VStGB wird derzeit jedoch davon ausgegangen, dass insoweit keine zusätzlichen Stel-
len oder Sach- und Personalmitteln erforderlich sind. Der Mehrbedarf des Bundes an Sach- 
und Personalmitteln soll finanziell und stellenmäßig im Einzelplan 07 ausgeglichen werden. 

4. Erfüllungsaufwand 

Für die Bürgerinnen und Bürger und die Wirtschaft entsteht kein Erfüllungsaufwand. 

Durch die Schaffung der Ansprüche der Nebenklägerinnen und Nebenkläger, die aufgrund 
von Straftaten nach dem VStGB zur Nebenklage berechtigt sind, auf Beiordnung eines 
Rechtsanwalts oder einer Rechtsanwältin nach § 397a Absatz 1 Nummer 2 und 6 StPO 
sowie auf Beiordnung einer psychosozialen Prozessbegleitung nach § 406g Absatz 3 
Satz 1 StPO entsteht auf Bundesebene und auf Landesebene ein nachfolgend näher dar-
gestellter zusätzlicher Erfüllungsaufwand. 

Die Erfüllung des Rechtsanspruchs auf kostenlose Beiordnung eines Rechtsanwalts oder 
einer Rechtsanwältin für die Nebenklägerinnen und Nebenkläger wird zu Mehrkosten des 
Bundes in Höhe von voraussichtlich 200 000 bis 300 000 Euro pro Jahr führen. Der genaue 
Umfang der Mehrkosten hängt davon ab, wie viele Verfahren mit Bezug zum VStGB es 
zukünftig geben wird und wie viele Verletzte sich als Nebenklägerinnen und Nebenkläger 
an den Prozessen beteiligen werden. Dies ist abhängig von verschiedenen Gegebenheiten, 
wie der Entstehung von internationalen bewaffneten Konflikten und der Durchführung von 
Ermittlungs- und Strafverfahren in der Bundesrepublik Deutschland, die insbesondere in 
Verfahren mit Inlandsbezug in Betracht kommen. Die Entwicklungen sind dynamisch und 
weiter zu beobachten. Vor dem Hintergrund der internationalen Dimension der Verfahren 
ist auch mit Verletzten aus dem Ausland zu rechnen, die sich der Nebenklage anschließen 
werden. Wie viele ausländische Verletzte sich als Nebenklägerinnen und Nebenkläger an 
den Verfahren tatsächlich beteiligen werden, bleibt abzuwarten. 

Bereits nach geltendem Recht können sich Verletzte in Strafverfahren, denen Verstöße ge-
gen das Völkerstrafrecht zugrunde liegen, häufig wegen der Verletzung der in § 395 Ab-
satz 1 StPO normierten Taten des StGB dem Verfahren mit der Nebenklage anschließen. 
Beachtlich ist zudem die Öffnungsklausel in § 395 Absatz 3 StPO, aus der sich darüber 
hinaus die Nebenklagebefugnis mit Blick auf die Schwere der Delikte nach dem VStGB 
ergibt. Regelmäßig stehen die Tatbestände nach dem StGB in Tateinheit mit Tatbeständen 
nach dem VStGB, die bisher noch nicht zur Nebenklage berechtigten. Ein Mehraufwand 
könnte nur in Bezug auf Strafverfahren wegen Taten angenommen werden, hinsichtlich 
derer bisher keine Nebenklagebefugnis gegeben ist. Dies ist etwa in Konstellationen denk-
bar, in denen eine tateinheitlich nach dem StGB verwirklichte Straftat wegen Verjährung 
nicht verfolgt werden kann oder bei denen die Staatsanwaltschaft aus Opportunitätsgrün-
den von der Verfolgung absieht (beispielsweise nach § 154a StPO). 

Umfassende empirische Daten zur Anzahl von Strafverfahren mit Bezug zum VStGB fehlen. 
Nach Rückmeldungen aus der Praxis hat die Anzahl der völkerstrafrechtlichen Ermittlungs- 
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und Strafverfahren stetig zugenommen. Anhaltspunkte kann die Antwort der Bundesregie-
rung auf die Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE. zur „Ermittlung von Völkerstraftaten“ 
vom 20. Juli 2022 (Bundestagsdrucksache 20/2851) geben. Danach wurden seit dem Jahr 
2019 durch den GBA 117 Ermittlungsverfahren wegen Tatvorwürfen nach dem VStGB ein-
geleitet. Aus diesen Ermittlungsverfahren seien 16 Anklagen wegen Tatvorwürfen nach 
dem VStGB erhoben worden. Hauptverhandlungen hätten bislang in 14 und Rechtsmittel-
verfahren in zwei Strafverfahren stattgefunden. Es seien bislang neun rechtskräftige Urteile 
ergangen. 

Legt man diese bisherigen Fallzahlen zugrunde, kann im Regelfall mit jährlich circa fünf 
Verfahren gerechnet werden, bei denen auch Straftaten nach dem VStGB angeklagt wer-
den. Die Verfahren sind nach § 120 Absatz 1 Nummer 8 GVG bei den Staatsschutzsenaten 
der Oberlandesgerichte zu führen. Den Ländern hierbei entstehende Verfahrenskosten o-
der Auslagen von Verfahrensbeteiligten sind nach § 120 Absatz 7 GVG vom Bund zu er-
statten, soweit diese Verfahren durch die Länder in Ausübung von Bundesgerichtsbarkeit 
geführt wurden. Dies ist nach § 120 Absatz 6 GVG der Fall, soweit nach § 142a GVG für 
die Verfolgung der Strafsachen die Zuständigkeit des Bundes begründet ist, wobei der GBA 
das Amt der Staatsanwaltschaft ausübt. Verfahren nach § 120 Absatz 1 Nummer 8 GVG 
unterfallen dabei der Zuständigkeit des GBA. 

Berücksichtigt man, dass häufig Tateinheit der Delikte nach dem VStGB mit den Delikten 
nach dem StGB gegeben ist, kann im Regelfall mit jährlich circa ein bis zwei Verfahren 
gerechnet werden, bei denen sich die Nebenklagebefugnis ausschließlich aus Tatbestän-
den nach dem VStGB ergibt, die nicht in Tateinheit mit Straftatbeständen des StGB stehen. 
Bei einem Mittelwert von zehn Nebenklägerinnen und Nebenklägern pro Jahr und Verfah-
ren kann mit einer Anzahl von insgesamt zusätzlich bis zu 20 Nebenklägerinnen und Ne-
benklägern pro Jahr in allen durchgeführten Verfahren aufgrund von Völkerstraftaten ge-
rechnet werden, die bisher nicht als Nebenklägerinnen und Nebenkläger aufgrund von in 
Tateinheit zum VStGB stehenden Delikten des StGB nebenklagebefugt waren. 

Es ist jedoch möglich, dass es künftig zu historisch bedeutsamen Prozessen kommt, die 
der Aufarbeitung von Kriegsgeschehen dienen und insbesondere den Tatbestand des Völ-
kermords zum Gegenstand haben. In solchen herausragenden Verfahren kann mit einer 
deutlich höheren Anzahl, etwa mehreren hundert Nebenklägerinnen und Nebenklägern zu 
rechnen sein. Wenn es zur Anklage einer in der Befehlshierarchie hochgestellten Person 
bei einem kriegerischen Angriff kommt oder viele der Opfer bereits in Deutschland leben, 
ist eine höhere Anzahl von Nebenklägerinnen und Nebenklägern anzusetzen. Die genaue 
Bezifferung hängt von vielen Faktoren und Unwägbarkeiten ab, wobei in solchen herausra-
genden Verfahren durchschnittlich mit circa 500 Nebenklägerinnen und Nebenklägern und 
durchschnittlich 200 Hauptverhandlungstagen zu rechnen ist. Mit Verfahren dieser Dimen-
sion ist jedoch lediglich alle zehn Jahre zu rechnen. 

Erfahrungsgemäß betragen die Kosten der Beiordnung eines Rechtsanwalts oder einer 
Rechtsanwältin pro Verfahren annäherungsweise 10 000 Euro. Die Kosten setzen sich zu-
sammen aus der Grundgebühr von 176 Euro, gegebenenfalls der Verfahrensgebühr für das 
vorbereitende Verfahren von 145 Euro, einer Verfahrensgebühr für das gerichtliche Verfah-
ren von 348 Euro, der Terminsgebühr je Hauptverhandlungstag von 466 Euro, dem Län-
genzuschlag je Hauptverhandlung bei einer Termindauer von fünf bis acht Stunden von 233 
Euro und bei einer Termindauer von über acht Stunden von 466 Euro. Zusammen ergibt 
dies bei einem Durchschnitt von 20 Verhandlungstagen ohne Längenzuschlag 9 989 Euro 
pro Beiordnung. Bei durchschnittlich zehn Nebenklägerinnen und Nebenklägern pro Ver-
fahren und angenommenen ein bis zwei Verfahren jährlich ergibt dies eine Summe von 
99 890 bis 199 780 Euro. Sind die vorgenannten Gebühren dem Rechtsanwalt wegen des 
besonderen Umfangs oder der besonderen Schwierigkeit nicht zumutbar, kann für das 
ganze Verfahren oder für einzelne Verfahrensabschnitte nach § 51 des Rechtsanwaltsver-
gütungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. März 2022 (BGBl. I S. 610), 
das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 21. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2817) 
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geändert worden ist (RVG), eine über den gesetzlichen Gebühren liegende Pauschgebühr 
bewilligt werden. 

Zu beachten ist in diesem Zusammenhang allerdings die Regelung zur gemeinschaftlichen 
Nebenklagevertretung nach § 397b StPO, aufgrund derer sich die Kosten für die Beiord-
nung von Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten reduzieren können. Die Änderung unter 
Artikel 2 Nummer 3 bewirkt, dass eine gemeinschaftliche Nebenklagevertretung ermöglicht 
wird, sofern es sich um Taten nach dem neuen § 395 Absatz 1 Nummer 4a StPO handelt, 
denen jeweils der gleiche Sachverhalt zugrunde liegt. Wenn von dieser Möglichkeit Ge-
brauch gemacht wird, ist in diesen Verfahren auch mit geringeren Kosten zu rechnen. Die 
konkreten Auswirkungen dieser Regelung sind allerdings nur schwer abschätzbar, da es 
von der jeweiligen Fallgestaltung abhängt, ob und gegebenenfalls für wie viele Nebenklä-
gerinnen und Nebenkläger eine gemeinschaftliche Nebenklagevertretung beigeordnet wird. 
Eine Bezifferung des Einsparpotentials ist daher nicht generell möglich. In Großverfahren 
mit mehreren hundert Nebenklägerinnen und Nebenklägern, in dem der Tatbestand des 
Völkermords angeklagt wird, ist allerdings damit zu rechnen, dass jeweils der gleiche Sach-
verhalt zugrunde liegt und dass insoweit eine gemeinschaftliche Nebenklagevertretung bei-
geordnet werden wird. Auszugehen ist davon, dass im Schnitt bei 500 Nebenklägerinnen 
und Nebenklägern jeweils circa 50 Nebenklägerinnen und Nebenkläger zu einer Gruppe 
zusammengefasst werden, so dass insgesamt 10 Beistände beigeordnet werden. Bei 200 
Hauptverhandlungstagen ergibt dies eine Summe von rund einer Million Euro ohne Län-
genzuschlag unter Berücksichtigung der erhöhten Verfahrensgebühren bei der Vertretung 
mehrerer Nebenklägerinnen und Nebenkläger. Bei der Annahme, dass solche Verfahren 
nur alle zehn Jahre stattfinden, sind dies pro Jahr zusätzliche Kosten in Höhe von rund 
100 000 Euro für die Beiordnung eines gemeinschaftlichen Rechtsanwalts oder einer ge-
meinschaftlichen Rechtsanwältin für die Nebenklagevertretung. 

Auch dürfte mit zusätzlichen Kosten für Verdolmetschung und Übersetzung für die Neben-
klägerinnen und Nebenkläger, die der deutschen Sprache nicht mächtig sind, nach § 185 
und § 187 Absatz 4 in Verbindung mit Absatz 1 GVG zu rechnen sein. Das Gericht hat nach 
§ 185 GVG in der Verhandlung, in der unter Beteiligung von Personen verhandelt wird, die 
der deutschen Sprache nicht mächtig sind, einen Dolmetscher oder eine Dolmetscherin 
zuzuziehen. Die Verdolmetschung und Übersetzung für Beschuldigte und Nebenklägerin-
nen und Nebenkläger außerhalb von gerichtlichen Verhandlungen richtet sich nach § 187 
GVG (Bundesgerichtshof, Beschluss vom 8. August 2017 – 1 StR 671/16). Nach § 187 
Absatz 4 in Verbindung mit Absatz 1 GVG hat das Gericht einen Dolmetscher beziehungs-
weise eine Dolmetscherin oder einen Übersetzer beziehungsweise eine Übersetzerin her-
anzuziehen, soweit dies zur Ausübung der Rechte der Nebenklägerinnen und Nebenkläger 
erforderlich ist. Das Honorar des Dolmetschers beziehungsweise der Dolmetscherin beträgt 
nach § 9 Absatz 5 Satz 1 des Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetzes vom 5. Mai 
2004 (BGBl. I S. 718, 776), das zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 
(BGBl. I S. 2154) geändert worden ist (JVEG), für jede Stunde 85 Euro. Die genaue Höhe 
der Kosten hängt von vielen Faktoren, wie der Stundenzahl der Verdolmetschung in einem 
völkerstrafrechtlichen Verfahren, ab. Bei 20 Hauptverhandlungstagen von jeweils circa fünf 
Stunden betragen die Kosten der Verdolmetschung in der Verhandlung 8 500 Euro pro Ne-
benklägerin und Nebenkläger. Bei angenommenen zehn Nebenklägerinnen und Nebenklä-
gern, die jeweils unterschiedliche Sprachen sprechen, wären dies bei einem bis zu zwei 
Verfahren jährlich etwa 85 000 bis 170 000 Euro. Diese Kosten können sich reduzieren, 
wenn nicht für alle Nebenklägerinnen und Nebenkläger gesondert zu verdolmetschen ist, 
sondern diese die gleiche Verdolmetschung nutzen können, weil sie die gleiche Sprache 
sprechen. In Verfahren mit durchschnittlich 200 Hauptverhandlungstagen von jeweils circa 
fünf Stunden betragen die Kosten der Verdolmetschung in eine Sprache in der Verhandlung 
insgesamt 85 000 Euro. Da gerade bei Großverfahren, in denen Sachverhalte in einem 
Land behandelt werden, davon auszugehen ist, dass die Nebenklägerinnen und Nebenklä-
ger ganz überwiegend die gleiche Sprache sprechen, werden die Kosten für die Verdolmet-
schung auch hier unabhängig von der Anzahl der Nebenklägerinnen und Nebenkläger 
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insgesamt 170 000 Euro (bei der Annahme, dass insgesamt in zwei Sprachen übersetzt 
wird) voraussichtlich nicht übersteigen. Bedenkt man, dass mit einem solchen Verfahren 
alle zehn Jahre zu rechnen ist, wären dies auf das Jahr bezogen zusätzlich 8 500 bis 17 000 
Euro. Die Kosten sind im Falle der Beauftragung des Dolmetschers beziehungsweise der 
Dolmetscherin durch das Gericht vom Land zu bestreiten, das nach § 120 Absatz 7 GVG 
einen Anspruch auf Kostenerstattung gegenüber dem Bund hat. 

Legt man diese Schätzwerte zugrunde, dürfte mit Mehrkosten von jährlich insge-
samt  293 500 bis 487 000 Euro zu rechnen sein. 

Eine Reduzierung der dem Bund entstehenden Kosten kann dadurch eintreten, dass Ein-
nahmen durch die von der angeklagten Person im Falle der Verurteilung zu zahlenden Ver-
fahrenskosten erzielt werden. Der Umfang der Reduzierung hängt von den Gegebenheiten 
des Einzelfalls ab und kann daher nicht beziffert werden. Zu den Verfahrenskosten zählen 
auch die oben genannten Sprachmittlerkosten. 

Geht man unter Einbeziehung aller oben genannten Erwägungen von regelmäßig circa 
zehn bis 20 nebenklagebefugten Verletzten jährlich sowie alle zehn Jahre von 500 neben-
klagebefugten Verletzten aus, erscheint die Annahme gerechtfertigt, dass sich der jährliche 
Mehraufwand aufgrund der Einführung einer Nebenklagebefugnis und des damit verbun-
denen Anspruchs auf Beiordnung eines Opferanwalts oder eine Opferanwältin für Verletzte 
von Straftaten nach dem VStGB insgesamt bei etwa 293 500 bis 487 000 Euro bewegen 
wird. 

Die Erfüllung des Rechtsanspruchs auf die Beiordnung einer psychosozialen Prozessbe-
gleitung für Verletzte der Delikte nach dem VStGB durch die Erweiterung des § 406g Ab-
satz 3 Satz 1 StPO wird zu Mehrkosten für die Länder führen. Die tatsächlichen Mehrkosten 
hängen letztlich vom Fallaufkommen ab. 

Laut Statistik des Statistischen Bundesamts (Destatis) „Rechtspflege – Strafgerichte“ für 
das Jahr 2021 erfolgten bundesweit insgesamt 667 Beiordnungen einer psychosozialen 
Prozessbegleitung in Verfahren bei den Strafgerichten aller Instanzen (außer dem Bundes-
gerichtshof). Die meisten Beiordnungen erfolgten in Verfahren vor den Amtsgerichten. Für 
die Oberlandesgerichte sind in der Rechtsmittelinstanz insgesamt vier Beiordnungen im 
Jahr 2021 ausgewiesen. Beiordnungen der Oberlandesgerichte, in denen diese als erste 
Instanz tätig wurden, wurden für 2021 nicht gemeldet.  

Dies deckt sich mit Rückmeldungen aus der gerichtlichen Praxis der Staatsschutzsenate 
der Oberlandesgerichte auf Nachfragen des Bundesministeriums der Justiz, die ebenfalls 
erkennen lassen, dass bislang von der psychosozialen Prozessbegleitung im Zusammen-
hang mit Verfahren nach dem VStGB noch kaum oder gar kein Gebrauch gemacht wurde. 
Durch die nunmehr erfolgte Schaffung des Anspruchs auf psychosoziale Prozessbegleitung 
der nebenklagebefugten Verletzten von Straftaten nach dem VStGB nach § 406g Absatz 3 
Satz 1 StPO ist zukünftig mit einem Anstieg der Beiordnungen in diesem Zusammenhang 
zu rechnen. Denn im Gegensatz zu dem Anspruch auf Beiordnung einer psychosozialen 
Prozessbegleitung erwachsener Verletzter von Straftaten, auf die in § 406g Absatz 3 Satz 2 
in Verbindung mit § 397a Absatz 1 Nummer 1 bis 3 StPO verwiesen wird, ist der Anspruch 
auf psychosoziale Prozessbegleitung der nebenklagebefugten Verletzten von Straftaten 
nach dem VStGB ohne die zusätzliche Prüfung der besonderen Schutzbedürftigkeit gege-
ben. 

Es kann bei der Annahme von in der Regel jährlich fünf Verfahren mit Bezug zum VStGB 
mit angenommen jeweils zehn Nebenklägerinnen und Nebenklägern pro Verfahren von ins-
gesamt circa 50 nebenklagebefugten Verletzten jährlich ausgegangen werden, die auf-
grund der Verletzung von Straftaten nach dem VStGB einen Anspruch auf eine psychoso-
ziale Prozessbegleitung haben. Nicht alle Verletzten werden jedoch diesen Antrag stellen, 
wie die Erfahrungen mit diesem erst im Jahr 2017 eingeführten Rechtsinstitut zeigen. Daher 
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kann von circa 30 nebenklagebefugten Verletzten ausgegangen werden, die einen Antrag 
auf Beiordnung stellen. In historisch besonders bedeutsamen Verfahren mit circa 500 ne-
benklagebefugten Verletzten kann von circa 100 nebenklagebefugten Verletzten ausge-
gangen werden, die einen Antrag auf Beiordnung stellen. Pro nebenklagebefugtem Verletz-
ten oder nebenklagebefugter Verletzten wird eine Prozessbegleitung beigeordnet. 

Diese erhalten nach § 6 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Gesetzes über die psychosoziale Pro-
zessbegleitung im Strafverfahren vom 21. Dezember 2015 (BGBl. I S. 2525, 2529) (Psych-
PbG) als Vergütung im Vorverfahren 520 Euro, im gerichtlichen Verfahren 370 Euro und 
nach Abschluss des erstinstanzlichen Verfahrens 210 Euro. Hinsichtlich der Kosten für die 
psychosoziale Prozessbegleitung wird die Annahme zugrunde gelegt, dass in Völkerstraf-
verfahren eine Beiordnung sowohl im Vorverfahren als auch im gerichtlichen Verfahren er-
folgt und zudem auch nach Abschluss des erstinstanzlichen Verfahrens regelmäßig noch 
Betreuung erforderlich ist, weshalb die Kosten insgesamt pro Beiordnung 1 100 Euro be-
tragen dürften. 

Hinzu kommen Kosten für Verdolmetschung außerhalb der Verhandlung, wenn die psycho-
soziale Prozessbegleitung und der beziehungsweise die nebenklagebefugte Verletzte sich 
nicht in einer beiden verständlichen Sprache verständigen können. Welche Kosten dafür 
aufgebracht werden müssen, hängt vom Einzelfall ab. Bei circa 25 Tagen Verdolmetschung 
in einem Umfang von circa zwei Stunden pro Tag wären dies Kosten in Höhe von etwa 
4 250 Euro. Bei angenommenen 20 nebenklagebefugten Verletzten, die psychosoziale Pro-
zessbegleitung in Anspruch nehmen und sich nicht mit der psychosozialen Prozessbeglei-
tung verständigen können, wären dies Kosten in Höhe von etwa 85 000 Euro. Bei ange-
nommenen 50 nebenklagebefugten Verletzten in historisch besonders bedeutsamen Ver-
fahren, die sich nicht mit der psychosozialen Prozessbegleitung verständigen können und 
an circa 20 Tagen Verdolmetschung in einem Umfang von circa zwei Stunden pro Tag in 
Anspruch nehmen, wären dies Kosten in Höhe von rund 170 000 Euro. Denn in Großver-
fahren ist davon auszugehen, dass die gemeinschaftlich durch eine Rechtsanwältin oder 
einen Rechtsanwalt vertretenen Verletzten nicht an allen Hauptverhandlungstagen anwe-
send sein werden und somit auch nicht an allen Tagen eine Begleitung durch eine psycho-
soziale Prozessbegleiterin oder einen psychosozialen Prozessbegleiter benötigen. Geht 
man zudem davon aus, dass solche Großverfahren nur alle zehn Jahre durchgeführt wer-
den, wären dies auf das Jahr bezogen zusätzliche Kosten von rund 17 000 Euro. Diese 
Kosten sind im Falle der Beauftragung des Dolmetschers durch das Gericht nach § 187 
Absatz 4 in Verbindung mit Absatz 1 GVG vom Land zu bestreiten, da auch die Wahrneh-
mung einer beigeordneten psychosozialen Prozessbegleitung zu den strafprozessualen 
Rechten der zur Nebenklage befugten Personen gehört. Das Land hat nach § 120 Absatz 7 
GVG einen Anspruch auf Erstattung der Dolmetscherkosten gegenüber dem Bund. Die 
Kosten zählen zu den von der verurteilten Person zu tragenden Verfahrenskosten. 

Unter Einbeziehung aller oben genannten Erwägungen von in der Regel circa 50 nebenkla-
gebefugten Verletzten jährlich, von denen angenommen wird, dass circa 30 einen Anspruch 
auf Beiordnung einer psychosozialen Prozessbegleitung stellen werden, erscheint deshalb 
die Annahme gerechtfertigt, dass sich der jährliche Mehraufwand der Länder aufgrund der 
Erleichterung des Anspruchs auf Beiordnung einer psychosozialen Prozessbegleitung für 
Verletzte von Straftaten nach dem VStGB insgesamt bei etwa 33 000 Euro bewegen wird. 
Bei besonders bedeutsamen Verfahren mit circa 100 nebenklagebefugten Verletzten, die 
eine psychosoziale Prozessbegleitung in Anspruch nehmen, kann von einem Mehraufwand 
der Länder von 110 000 Euro ausgegangen werden. Nimmt man an, dass solche Verfahren 
alle zehn Jahre durchgeführt werden, wären dies auf das Jahr bezogen zusätzlich 11 000 
Euro. Insgesamt ist mit einem jährlichen Mehraufwand der Länder aufgrund der Erleichte-
rung des Anspruchs auf Beiordnung einer psychosozialen Prozessbegleitung für Verletzte 
von Straftaten nach dem VStGB von 44 000 Euro zu rechnen. Hinsichtlich der Kosten der 
Verdolmetschung, die vom Bund im Wege der Erstattung der den Ländern entstehenden 
Kosten zu tragen sind, ist mit insgesamt etwa 102 000 Euro jährlich zu rechnen. 
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Durch die Änderungen im GVG ist ebenfalls mit zusätzlichem Erfüllungsaufwand für die 
Justizhaushalte der Länder zu rechnen. 

Die Änderung in § 169 Absatz 2 Satz 1 GVG (Streichung der Wörter „Bundesrepublik 
Deutschland“) wird voraussichtlich zu einer höheren Anzahl an Aufnahmen von Verfahren 
führen, die von herausragender zeitgeschichtlicher Bedeutung sind. Es ist mit jährlich circa 
vier Verfahren, die sich grundsätzlich für eine Archivaufzeichnung eignen, auszugehen. 
Aufgrund der Möglichkeit der Verwendung von Bild-Ton-Aufzeichnungen, die im Rahmen 
der digitalen Dokumentation der strafrechtlichen Hauptverhandlung bereits angefertigt wur-
den, ist insgesamt mit circa einem Verfahren im Jahr zu rechnen, das wegen seiner her-
ausragenden zeitgeschichtlichen Bedeutung voraussichtlich zusätzlich durch die Gerichte 
in Bild aufgenommen werden wird. 

Die Gerichte können dabei für die Tonaufnahmen auf die bereits vorhandene Infrastruktur 
zurückgreifen, die sie durch die Neufassung von § 169 Absatz 2 GVG durch das Gesetz 
über die Erweiterung der Medienöffentlichkeit in Gerichtsverfahren vom 8. Oktober 2017 
(BGBl. I S. 3546) (EMöGG) angeschafft haben. Die Gerichte dürften mittlerweile über ge-
eignete Mikrofone verfügen, die die Aufnahme des gesprochenen Wortes erlauben. 

Hinsichtlich der Anschaffungskosten für die Kamera-Hardware wäre ein einmaliger Auf-
wand in Höhe von maximal 10 000 Euro pro Gericht anzusetzen. Dazu käme gegebenen-
falls Personaleinsatz für die Überwachung der Technik je nach Stundenzahl der Verhand-
lungen. Bei größeren Verfahren mit einem Umfang von circa 20 Verhandlungstagen, die 
jeweils fünf Stunden dauern, wären Personalkosten für die technische Überwachung der 
Aufnahme von 100 Stunden anzusetzen. Berechnet man pro Stunde circa 33,70 Euro 
(Stundenlohn eines Beamten des mittleren Dienstes der Länder nach der Lohnkostenta-
belle des Leitfadens zum Erfüllungsaufwand), so wäre ein Betrag in Höhe von circa 3 370 
Euro pro Jahr und Verfahren aufzuwenden. Wird jährlich von einem Verfahren ausgegan-
gen, bei dem Ton- und Filmaufnahmen gefertigt und archiviert werden, würde dies einen 
jährlichen Mehraufwand von insgesamt 3 370 Euro für die Landesjustizhaushalte ergeben. 

Hinsichtlich der Speicherung der Filmaufnahmen kommen weitere Kosten hinzu. Es ist mit 
100 Aufzeichnungsstunden bei einem Verfahren mit einem Umfang von circa 20 Verhand-
lungstagen, die jeweils fünf Stunden dauern, und das aufgenommen wird, zu rechnen. Bei 
einer Videodatei ist mit einer Dateigröße von circa 13 Gigabyte (GB) pro Aufzeichnungs-
stunde zu rechnen. Nach den insoweit sehr unterschiedlichen Stellungnahmen der Länder, 
die von Kosten im Bereich von wenigen Cents pro GB bis zu 15 Euro pro GB reichten, kann 
wohl von durchschnittlichen Kosten von höchstens drei Euro für die Speicherung (inklusive 
Backup und Wartung/Pflege) je GB ausgegangen werden. Für die jährlich anfallenden Da-
teimengen ist damit im Ergebnis von bundesweiten Kosten für Speicherung und Backup 
von rund 3 900 Euro pro Jahr auszugehen. 

Dies wird zu einem jährlichen Mehraufwand für die Länder von insgesamt etwa 7 270 Euro 
führen. Hinzu kämen erforderlichenfalls die einmaligen Anschaffungskosten für die techni-
sche Ausstattung. Zu beachten ist dabei, dass der Entwurf den Ländern keine technischen 
und organisatorischen Vorgaben im Detail macht, so dass den Ländern erhebliche Umset-
zungsspielräume verbleiben. 

In Hinblick auf die Nutzung der Verdolmetschungen für die ausländische Presse ist nicht 
mit zusätzlichen Kosten zu rechnen. Es wird kein Anspruch auf Eröffnung eines Überset-
zungsmediums für die ausländischen Medienvertreterinnen und Medienvertreter geschaf-
fen. Diese dürfen vielmehr auf eigene Verdolmetschungen, wie die sogenannten Flüster-
dolmetscherinnen und Flüsterdolmetscher, zurückgreifen oder – je nach Ermessensent-
scheidung des Gerichts – die bereits vorhandene Infrastruktur im Gericht, wie eine vorhan-
dene Simultanverdolmetschung für die Verfahrensbeteiligten, nutzen. 
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5. Weitere Kosten 

Für die öffentlichen Haushalte kann durch die Einführung der neuen sowie die Erweiterung 
bestehender Straftatbestände mehr Aufwand bei den Strafverfolgungsbehörden entstehen, 
namentlich dem GBA, der nach § 120 Absatz 1 Nummer 8 und § 142a Absatz 1 Satz 1 
GVG für die Verfolgung von Straftaten nach dem VStGB zuständig ist. Dessen Umfang ist 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt allerdings nicht genau abschätzbar. Angesichts der gering-
fügigen Erweiterung des VStGB wird jedoch mit keinem erheblichen Mehrbedarf an Sach- 
und Personalmitteln gerechnet. Mehrbedarf des Bundes an Sach- und Personalmitteln soll 
finanziell und stellenmäßig im Einzelplan 07 ausgeglichen werden. 

Sonstige Kosten für die Wirtschaft und für soziale Sicherungssysteme werden nicht erwar-
tet, ebenso wenig Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher-
preisniveau. 

6. Weitere Gesetzesfolgen 

Auswirkungen von gleichstellungspolitischer Bedeutung sind ebenso wenig ersichtlich wie 
verbraucherpolitische oder demografische Auswirkungen. 

VII. Befristung; Evaluierung 

Eine Befristung der Regelung kommt nicht in Betracht. Bei den Vorschlägen zur Änderung 
der StPO handelt es sich um Änderungen, die für einzelne Gerichtsverfahren und deren 
Beteiligte von erheblicher Bedeutung sein können. Die Regelungen werden fünf Jahre nach 
dem Inkrafttreten evaluiert. Dabei wird die Bundesregierung in fachlich geeigneter Weise 
prüfen, ob die beabsichtigten Wirkungen einer besseren Vertretung der Interessen der Ver-
letzten von Völkerstraftaten im Strafprozess, ohne die effektive Durchführung von Haupt-
verhandlungen in Frage zu stellen, erreicht worden sind. Kriterien können dabei die Ent-
wicklung der Verfahrensdauern und Erfahrungen der Akteure der betreffenden Verfahren 
sein. Weiterhin kommt eine wissenschaftliche Bewertung in Frage. Die Bundesregierung 
wird ferner untersuchen, wie sich der Erfüllungsaufwand für die Erweiterung der Neben-
klage und der psychosozialen Prozessbegleitung entwickelt hat und ob die Kosten in einem 
angemessenen Verhältnis zu den festgestellten Regelungswirkungen stehen. Bei der Eva-
luierung wird auch die Akzeptanz der Regelungen untersucht.  

Bei den Vorschlägen zur Änderung des VStGB handelt es sich im Wesentlichen um Anpas-
sungen an völkerrechtliche Vorgaben, weshalb eine Evaluierung entbehrlich ist. 

Die Vorschläge zur Änderung des GVG sind mit weniger weitreichenden Änderungen für 
Gerichtsverfahren verbunden, weshalb eine Evaluierung entbehrlich ist. 

B. Besonderer Teil  

Zu Artikel 1 (Änderung des Völkerstrafgesetzbuchs) 

Zu Nummer 1 

Zur Tatbestandsalternative des sexuellen Übergriffs 

Die Aufnahme des Tatbestands des sexuellen Übergriffs in § 7 Absatz 1 Nummer 6 VStGB 
dient der Angleichung an den im Zuge des durch das Fünfzigste Gesetz zur Änderung des 
Strafgesetzbuches – Verbesserung des Schutzes der sexuellen Selbstbestimmung vom 
4.°November 2016 (BGBl. I S. 2460) neu gefassten § 177 StGB. Das zuvor für den 



 - 24 -   

 

Grundtatbestand des § 177 Absatz 1 StGB stets erforderliche Nötigungselement wird nun 
nur noch in der fünften Variante des § 177 Absatz 2 StGB vorausgesetzt. Stattdessen wird 
in § 177 Absatz 1 StGB zentral auf den erkennbaren, entgegenstehenden Willen des Op-
fers abgestellt. In § 177 Absatz 2 StGB werden zudem vier Fallkonstellationen unter Strafe 
gestellt, in denen der Täter eine bestimmte Situation ausnutzt. Gemeinsam bilden Absatz 1 
und Absatz 2 den neuen Grundtatbestand des sexuellen Übergriffs. Die Regelungen des 
§ 177 Absatz 1 StGB alte Fassung wurden im Wesentlichen als Qualifikation in den neuen 
Absatz 5 übernommen, wobei allerdings auf den Finalzusammenhang zwischen Mittelein-
satz und sexueller Handlung verzichtet wird. Ziel der Neuregelungen war es, das Rechtsgut 
der sexuellen Selbstbestimmung unabhängig davon zu schützen, ob das Opfer sich – ge-
gebenenfalls unter hohen Risiken und ohne konkrete Erfolgsaussichten – gegen den Täter 
beziehungsweise die Täterin verteidigt oder dies zumindest versucht (Bundestagsdrucksa-
che 18/9097, S. 21). Gleichzeitig wird so dem Anliegen des Artikels 36 des Übereinkom-
mens des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häus-
licher Gewalt (ETS 210 – Istanbul-Konvention) besser Rechnung getragen (Bundestags-
drucksache 18/9097, S. 21). 

Abweichend vom Wortlaut des Römischen Statuts hatte der Gesetzgeber im Jahr 2002 das 
Tatbestandsmerkmal der sexuellen Nötigung zusätzlich eingefügt und dabei explizit auf 
§ 177 Absatz 1 StGB alte Fassung verwiesen (Bundestagsdrucksache 14/8524, S. 21), um 
so den damaligen Grundtatbestand der nationalen Regelung abzubilden. Indes hat bereits 
die Rechtsprechung der internationalen ad-hoc-Gerichtshöfe (Internationaler Strafgerichts-
hof für das ehemalige Jugoslawien, Urteil vom 12. Juni 2002 – IT-96-23 & IT-96-23/1-A, 
Rn.°128 – Kunarac und andere; Internationaler Strafgerichtshof für das ehemalige Jugosla-
wien, Urteil vom 22. Februar 2001 – IT-96-23 & IT-96-23/1-A, Rn. 441-459. – Kunarac und 
andere; Internationaler Strafgerichtshof für Ruanda, Urteil vom 2. Februar 2012 – ICTR-98-
44-T, Rn. 1676 – Karemera und Ngirumpatse), auch mittels einer rechtsvergleichenden 
Analyse nationaler Gesetze, das Kriterium des entgegenstehenden Willens (und gerade 
nicht Gewalt und Drohung) als maßgebliches Element des (völkergewohnheitsrechtlich an-
erkannten) Vergewaltigungstatbestands angesehen. 

Die Erweiterung des Tatbestands trägt auch dem Umstand Rechnung, dass sich im Kontext 
der sexualisierten Gewalt in Konfliktsituationen ein allgemeiner Zwang, eine allgemeine Be-
drohungslage für die Opfer sexueller Übergriffe fortsetzt, sodass ein Übergriff auch ohne 
konkreten Einsatz von Gewalt oder Drohung einen vergleichbaren Unrechtsgehalt aufwei-
sen kann. Damit im Einklang sprechen die Verbrechenselemente des Römischen Statuts 
zu Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe g Alternative 6 Nummer 1 bezüglich der sexuellen Gewalt 
explizit von der Alternative „or by taking advantage of a coercive environment or such per-
son’s or persons’ incapacity to give genuine consent“. 

Auch die Verfahrens- und Beweisregeln des Internationaler Strafgerichtshofs in der 70. Re-
gel zur sexuellen Gewalt betonen die Bedeutung gerade der fehlenden Einwilligung des 
Opfers, indem sie festhalten, aus welchen Verhaltensweisen nicht auf eine Einwilligung ge-
schlossen werden könnte, auch jenseits von Gewalt oder Drohung: 

– „(a) Consent cannot be inferred by reason of any words or conduct of a victim where 
force, threat of force, coercion or taking advantage of a coercive environment under-
mined the victim’s ability to give voluntary and genuine consent; 

– (b) Consent cannot be inferred by reason of any words or conduct of a victim where the 
victim is incapable of giving genuine consent; 

– (c) Consent cannot be inferred by reason of the silence of, or lack of resistance by, a 
victim to the alleged sexual violence; […]“. 

Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe g, Absatz 2 Buchstabe f des Römischen Statuts erwähnt ex-
plizit weder den sexuellen Übergriff, noch die sexuelle Nötigung, stellt jedoch mit der letzten 
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Variante („jede andere Form sexueller Gewalt von vergleichbarer Schwere") im Gegensatz 
zum VStGB einen Auffangtatbestand bereit. Da bezüglich der Übernahme eines solchen 
Auffangtatbestands in das VStGB Bedenken im Hinblick auf das Bestimmtheitsgebot aus 
Artikel 103 Absatz 2 GG nicht ausgeschlossen werden können, ist die Aufnahme konkreter 
Tatbestände vorzugswürdig. Inhaltlich erfasst der Begriff des sexuellen Übergriffs solche 
Sachverhalte, die im Rahmen des Römischen Status unter die Variante „jede andere Form 
sexueller Gewalt von vergleichbarer Schwere“ subsumiert werden können. Damit ist die 
nun vorgenommene Gesetzesänderung vom Völkergewohnheitsrecht gedeckt und kann 
deshalb dem Weltrechtsprinzip unterstellt werden. 

Die Angleichung an § 177 StGB neue Fassung ermöglicht der Rechtsprechung eine ein-
heitliche Auslegung der Tatbestände. Das Merkmal des Sexualbezugs ist dabei völkerstraf-
rechtsfreundlich und kontextsensibel auch unter Berücksichtigung kultureller Besonderhei-
ten auszulegen. So mögen etwa in Fällen des erzwungenen Entkleidens die sexuelle Erre-
gung oder Befriedigung nicht das vorrangige Ziel des Täters beziehungsweise der Täterin 
sein, die Umstände des Einzelfalls aber dennoch einen Sexualbezug aufweisen (Internati-
onaler Strafgerichtshof für Ruanda, Urteil vom 2. September 1998 – ICTR-96-4-T, Rn. 688, 
429 – Akayesu; Internationaler Strafgerichtshof für das ehemalige Jugoslawien, Urteil vom 
1. September 2004 – IT-99-36-T, Rn. 1013 – Brđanin; Internationaler Strafgerichtshof für 
das ehemalige Jugoslawien, Urteil vom 26. Februar 2009 – IT-05-87-T, Rn. 631, 1224 – 
Milutinović und andere). 

Zur Tatbestandsalternative der sexuellen Sklaverei 

Die Vorschrift beruht auf Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe g des Römischen Statuts. Vor dem 
Hintergrund der Pönalisierung der Tatbestandsalternative der sexuellen Sklaverei durch 
das Römische Statut ist auch die Aufnahme dieser Tatbestandsalternative von dem ent-
sprechenden Verbotssatz des allgemeinen Völkergewohnheitsrechts, der im Hinblick auf 
das Weltrechtsprinzip für eine Aufnahme in das VStGB erforderlich ist, umfasst (Internatio-
naler Strafgerichtshof, Urteil vom 7. März 2014 – ICC-01/04-01/07-3436-tENG, Rn. 978 – 
Katanga; Internationaler Strafgerichtshof, Entscheidung vom 13. November 2019 – ICC-
01/12-01/18-461-Corr-Red, Rn. 548 f. – Al Hassan). 

In Anlehnung an die Verbrechenselemente des Römischen Statuts setzt die Tatbestands-
alternative der sexuellen Sklaverei zwei Tatbestandselemente voraus: zunächst die Aus-
übung einer oder aller mit einem Eigentumsrecht an einer Person verbundenen Befugnisse 
sowie die Veranlassung dieser Person zu einer oder mehreren Handlungen sexueller Natur 
beziehungsweise zur Duldung sexueller Handlungen an sich. 

Die Ausübung mit einem Eigentumsrecht an einer Person verbundenen Befugnisse richtet 
sich dabei nach der Legaldefinition des Begriffs „Versklavung“ in Artikel 7 Absatz 2 Buch-
stabe c des Römischen Statuts. Die mit dem Eigentumsrecht verbundenen Befugnisse sind 
in Einklang mit der Rechtsprechung des Internationalen Strafgerichtshofs weit auszulegen 
und als Gebrauch, Nutzung oder Verfügung über eine Person, die als Eigentum angesehen 
wird, indem sie in ein Abhängigkeitsverhältnis versetzt wird, das den Entzug jeglicher Form 
von Autonomie führt, zu verstehen. Beispielhaft können entsprechende Befugnisse durch 
Kauf, Verkauf, Verleih oder Tausch der Person(en) oder durch Auferlegung einer ähnlichen 
Freiheitsberaubung ausgeübt werden. Hierbei wird davon ausgegangen, dass eine solche 
Freiheitsberaubung unter bestimmten Umständen auch die Forderung von Zwangsarbeit 
oder die anderweitige Herabsetzung einer Person auf einen versklavten Status im Sinne 
des Zusatzübereinkommens über die Abschaffung der Sklaverei, des Sklavenhandels und 
sklavereiähnlicher Einrichtungen und Praktiken vom 7. September 1956, ratifiziert durch 
das Gesetz über den Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zu dem Zusatzübereinkom-
men vom 7. September 1956 über die Abschaffung der Sklaverei, des Sklavenhandels und 
sklavereiähnlicher Einrichtungen und Praktiken (BGBl. 1958 II S. 203), umfassen kann. Er-
fasst wird zudem Menschenhandel, insbesondere mit Frauen oder Kindern. Als Kriterien für 
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das Vorliegen einer mit einem Eigentumsrecht an einer Person verbundenen Befugnis kön-
nen insbesondere die Inhaftierung oder Gefangenschaft des Opfers und ihre Dauer, die 
Einschränkung des freien Kommens und Gehens, die Bewegungsfreiheit des Opfers, die 
Maßnahmen, die ergriffen wurden, um Fluchtversuche zu verhindern oder hiervon abzu-
schrecken, die Anwendung von Drohungen, Gewalt oder anderen Formen des physischen 
oder psychischen Zwangs, die Verpflichtung, Zwangsarbeit zu leisten, die Ausübung von 
psychologischem Druck, der Grad der Verletzlichkeit des Opfers oder die sozioökonomi-
schen Bedingungen, unter denen die Befugnisse ausgeübt wurden, herangezogen werden. 

Neben die Ausübung der mit einem Eigentumsrecht an einer Person verbundenen Befug-
nisse muss die Veranlassung dieser Person zu einer oder mehreren Handlungen sexueller 
Natur beziehungsweise zur Duldung sexueller Handlungen an sich treten (siehe insoweit 
die Ausführungen zur Tatbestandsalternative des sexuellen Übergriffs). Dies umfasst sexu-
elle Handlungen, welche an dieser Person vorgenommen werden oder von ihr vorgenom-
men werden, sowie solche, welche diese Person zur Vornahme oder Duldung sexueller 
Handlungen an oder von einem Dritten bestimmt. Der erhebliche, gesteigerte Unrechtsgeh-
alt der Handlung, gerade auch im Vergleich zu der Tatbestandsalternative der Versklavung 
im Sinne des § 7 Absatz 1 Nummer 3 VStGB, soll durch die Aufnahme der Tatbestandsal-
ternative der sexuellen Sklaverei als spezieller Erscheinungsform der Versklavung ebenso 
zum Ausdruck kommen wie die Anerkennung des von den Opfern erlittenen Unrechts. 

Zur Tatbestandsalternative des Gefangenhaltens eines unter Zwang geschwängerten 
Menschen 

Die Vorschrift in Form der Aufnahme einer zweiten Absichtsalternative nähert das VStGB 
weiter dem Wortlaut aus Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe g, Absatz 2 Buchstabe f des Römi-
schen Statuts an. Vor dem Hintergrund der Pönalisierung der Tatbestandsalternative der 
erzwungenen Schwangerschaft durch das Römische Statut ist auch die Aufnahme der Ab-
sichtsalternative von dem entsprechenden Verbotssatz des allgemeinen Völkergewohn-
heitsrechts, der im Hinblick auf das Weltrechtsprinzip für eine Aufnahme in das VStGB er-
forderlich ist, umfasst. 

Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe g, Absatz 2 Buchstabe f des Römischen Statuts enthält als 
zweite Absichtsalternative, neben der schon bisher in § 7 Absatz 1 Nummer 6 VStGB er-
fassten Variante („in der Absicht, die ethnische Zusammensetzung einer Bevölkerung zu 
beeinflussen“) die Formulierung „oder andere schwere Verstöße gegen das Völkerrecht zu 
begehen“. Im Sinne des Bestimmtheitsgebots aus Artikel 103 Absatz 2 GG ist diese Vari-
ante für die Zwecke des § 7 Absatz 1 Nummer 6 VStGB konkreter zu fassen. Durch die 
Aufnahme dieser zweiten Variante des subjektiven Tatbestands sind nunmehr auch solche 
Fälle nach dem VStGB justiziabel, die von der ersten Variante nicht hinreichend erfasst 
waren. Dies gilt etwa für die Absicht, an einer unter Zwang geschwängerten Person bezie-
hungsweise an deren Kind medizinische Experimente vorzunehmen, oder auch das Gefan-
genhalten der geschwängerten Person mit der Absicht, sie zu foltern oder (sie oder das 
spätere geborene Kind sexuell) zu versklaven. Die praktische Relevanz derartiger Absich-
ten verdeutlicht die internationale Rechtsprechung (Internationaler Strafgerichtshof, Urteil 
vom 4. Februar 2021 – ICC-02/04-01/15-1762-Red, Rn. 3056 ff. – Ongwen). 

Zudem soll die Tatbestandsalternative des Gefangenhaltens einer unter Anwendung von 
Zwang geschwängerten Frau geschlechtsneutral formuliert werden, damit gegen Opfer jeg-
lichen Alters und Geschlechts gerichtete Straftaten verfolgt werden können. Hierzu soll das 
Wort „Frau“ durch „Mensch“ ersetzt werden, wodurch der Struktur des § 7 Absatz 1 VStGB, 
die Zivilbevölkerung als Ganzes als mögliches Tatobjekt zu definieren, Rechnung getragen 
wird. Durch die Änderung findet die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (Be-
schluss vom 10. Oktober 2017 – 1 BvR 2019/16) Berücksichtigung. Zwar wird in der der 
gegenständlichen Norm zugrundeliegenden Vorschrift des Römischen Statuts (Artikel 7 Ab-
satz 1 Buchstabe g, Absatz 2 Buchstabe f) die „erzwungene Schwangerschaft“ definiert als 
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„die rechtswidrige Gefangenhaltung einer zwangsweise geschwängerten Frau […]“. Nichts-
destotrotz steht dies der geschlechtsneutralen Formulierung nicht entgegen. Vielmehr ist 
der Begriff „Geschlecht“ gemäß Artikel 7 Absatz 3 des Römischen Statuts unter Berück-
sichtigung des gesellschaftlichen Zusammenhangs zu bestimmen, so dass auch mit einer 
geschlechtsneutralen Formulierung der Tatbestandsalternative ein Gleichlauf zwischen 
VStGB und Römischem Statut besteht. Die geänderte Fassung ist demnach weiterhin von 
dem entsprechenden Verbotssatz des allgemeinen Völkergewohnheitsrechts, der im Hin-
blick auf das Weltrechtsprinzip für eine Aufnahme in das VStGB erforderlich ist, umfasst. 

Zur Tatbestandsalternative des erzwungenen Schwangerschaftsabbruchs 

Neu eingeführt wird weiterhin die Tatbestandsalternative des erzwungenen Schwanger-
schaftsabbruchs. 

Die Aufnahme des erzwungenen Schwangerschaftsabbruchs in § 7 Absatz 1 Nummer 6 
VStGB trägt dem Umstand Rechnung, dass dieser Handlung aufgrund der Verbindung des 
schweren Eingriffs in den Körper der schwangeren Person und der Beendigung des unge-
borenen Lebens ein erheblicher Unrechtsgehalt beizumessen ist. 

Erzwungene Schwangerschaftsabbrüche unterfallen bereits nach derzeitiger Gesetzeslage 
als Maßregeln, die Geburten innerhalb einer nationalen, rassischen, religiösen oder ethni-
schen Gruppe verhindern sollen, dem Tatbestand des Völkermords (§ 6 Absatz 1 Num-
mer 4 VStGB). Als Verbrechen gegen die Menschlichkeit kann der erzwungene Schwan-
gerschaftsabbruch ohne eine spezifische genozidale Absicht unter den Auffangtatbestand 
des Artikels 7 Absatz 1 Buchstabe g des Römischen Statuts („jede andere Form sexueller 
Gewalt von vergleichbarer Schwere“) subsumiert werden (zur Qualifizierung des erzwun-
genen Schwangerschaftsabbruchs als sexuelle Gewalt, siehe auch Internationaler Strafge-
richtshof für das ehemalige Jugoslawien, Urteil vom 2. November 2001 – IT-98-30/1-T, Rn. 
180, Fn. 343 – Kvočka und andere). Da die Bezeichnung „jede andere Form sexueller Ge-
walt“ indiziert, dass auch die zuvor genannten Arten reproduktiver Straftaten (erzwungene 
Schwangerschaft und Zwangssterilisation) als sexuelle Gewalt im Sinne des Römischen 
Statuts erfasst werden, ermöglicht dies die Bestrafung des strukturell vergleichbaren, eben-
falls die reproduktive Selbstbestimmung verletzenden erzwungenen Schwangerschaftsab-
bruchs. 

Zu Nummer 2 

Im Tatbestand des Verschwindenlassens als Verbrechen gegen die Menschlichkeit entfällt 
in beiden Begehungsvarianten das Nachfrageerfordernis.  

Die entsprechende Vorschrift in Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe i, Absatz 2 Buchstabe i des 
Römischen Statuts enthielt von vornherein kein explizites Nachfrageerfordernis. Entschei-
dend ist hier vielmehr die „Weigerung“, eine Freiheitsberaubung anzuerkennen oder Aus-
kunft über das Schicksal oder den Verbleib dieser Personen zu erteilen. Auch die Verbre-
chenselemente enthalten keine Bestimmung, wonach stets eine konkrete Nachfrage erfor-
derlich sei. In der Absicht, den Wortlaut von Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe i, Absatz 2 Buch-
stabe i des Römischen Statuts zu konkretisieren, hatte der Gesetzgeber im Jahr 2002 in 
§ 7 Absatz 1 Nummer 7 VStGB indes in beiden Varianten ein Nachfrageerfordernis einge-
fügt, da eine Weigerung ohne eine vorherige Nachfrage nicht denkbar sei. Ausweislich der 
damaligen Gesetzesbegründung sollte die Nichterteilung einer entsprechenden Auskunft, 
ohne dass eine entsprechende Nachfrage vorliegt, nicht ausreichen, um den Tatbestand 
des Verschwindenlassens zu verwirklichen (Bundestagsdrucksache 14/8524, S. 22). 

Zwischenzeitlich hat die Bundesrepublik Deutschland das Internationale Übereinkommen 
zum Schutz aller Personen vor dem Verschwindenlassen vom 20. Dezember 2006 durch 
das Gesetz zu dem Internationalen Übereinkommen vom 20. Dezember 2006 zum Schutz 
aller Personen vor dem Verschwindenlassen vom 30. Juli 2009 (BGBl. 2009 II S. 932) 
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ratifiziert. Auch Artikel 2 dieses Übereinkommens enthält kein Nachfrageerfordernis. Die 
einschränkende Regelung des § 7 Absatz 1 Nummer 7 VStGB wurde vom Vertragsaus-
schuss im Hinblick auf die Verpflichtungen aus Artikel 5 des Übereinkommens, wonach die 
ausgedehnte oder systematische Praxis des Verschwindenlassens ein Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit darstellt, entsprechend gerügt (Committee on Enforced Disap-
pearances, Schlussbemerkungen vom 31. März 2023 – CED/C/DEU/OAI/1, Rn. 7 f.). 

In Anbetracht der konkreten Gefahr für Leib und Leben, die für Angehörige davon ausgehen 
kann, gerade in Konfliktsituationen bei den entsprechenden Stellen Nachforschungen an-
zustellen, erscheint eine diesbezügliche Einschränkung des Tatbestands nicht sachge-
recht. Zur Bekämpfung der dadurch entstehenden Strafbarkeitslücken ist die Norm entspre-
chend neu zu fassen. 

Zu Nummer 3 

Zur Tatbestandsalternative des sexuellen Übergriffs 

Die Aufnahme des Tatbestands des sexuellen Übergriffs in § 8 Absatz 1 Nummer 4 VStGB 
dient der Angleichung an den im Zuge des durch das Fünfzigste Gesetz zur Änderung des 
Strafgesetzbuches – Verbesserung des Schutzes der sexuellen Selbstbestimmung vom 
4.°November 2016 (BGBl. I S. 2460) neu gefassten § 177 StGB. Das zuvor für den Grund-
tatbestand des § 177 Absatz 1 StGB stets erforderliche Nötigungselement wird nun nur 
noch in der fünften Variante des § 177 Absatz 2 StGB vorausgesetzt. Stattdessen wird in 
§ 177 Absatz 1 StGB zentral auf den erkennbaren, entgegenstehenden Willen des Opfers 
abgestellt. In § 177 Absatz 2 StGB werden zudem vier Fallkonstellationen unter Strafe ge-
stellt, in denen der Täter eine bestimmte Situation ausnutzt. Gemeinsam bilden Absatz 1 
und Absatz 2 den neuen Grundtatbestand des sexuellen Übergriffs. Die Regelungen des 
§ 177 Absatz 1 StGB alte Fassung wurden im Wesentlichen als Qualifikation in den neuen 
Absatz 5 übernommen, wobei allerdings auf den Finalzusammenhang zwischen Mittelein-
satz und sexueller Handlung verzichtet wird. Ziel der Neuregelungen war es, das Rechtsgut 
der sexuellen Selbstbestimmung unabhängig davon zu schützen, ob das Opfer sich – ge-
gebenenfalls unter hohen Risiken und ohne konkrete Erfolgsaussichten – gegen den Täter 
beziehungsweise die Täterin verteidigt oder dies zumindest versucht (Bundestagsdrucksa-
che 18/9097, S. 21). Gleichzeitig wird so dem Anliegen des Artikels 36 des Übereinkom-
mens des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häus-
licher Gewalt (ETS 210 – Istanbul-Konvention) besser Rechnung getragen (Bundestags-
drucksache 18/9097, S. 21). 

Abweichend vom Wortlaut des Römischen Statuts hatte der Gesetzgeber im Jahr 2002 das 
Tatbestandsmerkmal der sexuellen Nötigung zusätzlich eingefügt und dabei explizit auf 
§ 177 Absatz 1 StGB alte Fassung verwiesen (Bundestagsdrucksache 14/8524, S. 21), um 
so den damaligen Grundtatbestand der nationalen Regelung abzubilden. Indes hat bereits 
die Rechtsprechung der internationalen ad-hoc-Gerichtshöfe (Internationaler Strafgerichts-
hof für das ehemalige Jugoslawien, Urteil vom 12. Juni 2002 – IT-96-23 & IT-96-23/1-A, 
Rn.°128 – Kunarac und andere; Internationaler Strafgerichtshof für das ehemalige Jugosla-
wien, Urteil vom 22. Februar 2001 – IT-96-23 & IT-96-23/1-A, Rn. 441-459 – Kunarac und 
andere; Internationaler Strafgerichtshof für Ruanda, Urteil vom 2. Februar 2012 – ICTR-98-
44-T, Rn. 1676 – Karemera und Ngirumpatse), auch mittels einer rechtsvergleichenden 
Analyse nationaler Gesetze, das Kriterium des entgegenstehenden Willens (und gerade 
nicht Gewalt oder Drohung) als maßgebliches Element des (völkergewohnheitsrechtlich an-
erkannten) Vergewaltigungstatbestands angesehen. 

Die Erweiterung des Tatbestands trägt auch dem Umstand Rechnung, dass sich im Kontext 
der sexualisierten Gewalt in Konfliktsituationen ein allgemeiner Zwang, eine allgemeine Be-
drohungslage für die Opfer sexueller Übergriffe fortsetzt, sodass ein Übergriff auch ohne 
konkreten Einsatz von Gewalt oder Drohung einen vergleichbaren Unrechtsgehalt 
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aufweisen kann. Damit im Einklang sprechen die Verbrechenselemente des Römischen 
Statuts zu Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe b (xxii) Alternative 6 Nummer 1 bezüglich der se-
xuellen Gewalt explizit von der Alternative „or by taking advantage of a coercive environ-
ment or such person’s or persons’ incapacity to give genuine consent“. 

Auch die Verfahrens- und Beweisregeln des Internationaler Strafgerichtshofs in der 70. Re-
gel zur sexuellen Gewalt betonen die Bedeutung gerade der fehlenden Einwilligung des 
Opfers, indem sie festhalten, aus welchen Verhaltensweisen nicht auf eine Einwilligung ge-
schlossen werden könnte, auch jenseits von Gewalt oder Drohung: 

– „(a) Consent cannot be inferred by reason of any words or conduct of a victim where 
force, threat of force, coercion or taking advantage of a coercive environment under-
mined the victim’s ability to give voluntary and genuine consent; 

– (b) Consent cannot be inferred by reason of any words or conduct of a victim where the 
victim is incapable of giving genuine consent; 

– (c) Consent cannot be inferred by reason of the silence of, or lack of resistance by, a 
victim to the alleged sexual violence; […]“. 

Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe b (xxii) und Buchstabe e (vi) des Römischen Statuts erwähnen 
explizit weder den sexuellen Übergriff, noch die sexuelle Nötigung, stellt jedoch mit der 
letzten Variante („jede andere Form sexueller Gewalt von vergleichbarer Schwere") im Ge-
gensatz zum VStGB einen Auffangtatbestand bereit. Da bezüglich der Übernahme eines 
solchen Auffangtatbestands in das VStGB Bedenken im Hinblick auf das Bestimmtheitsge-
bot aus Artikel 103 Absatz 2 GG nicht ausgeschlossen werden können, ist die Aufnahme 
konkreter Tatbestände vorzugswürdig. Inhaltlich erfasst der Begriff des sexuellen Übergriffs 
solche Sachverhalte, die im Rahmen des Römischen Status unter die Variante „jede andere 
Form sexueller Gewalt von vergleichbarer Schwere“ subsumiert werden können. Damit ist 
die nun vorgenommene Gesetzesänderung vom Völkergewohnheitsrecht gedeckt und 
kann deshalb dem Weltrechtsprinzip unterstellt werden. 

Die Angleichung an § 177 StGB neue Fassung ermöglicht der Rechtsprechung eine ein-
heitliche Auslegung der Tatbestände. Das Merkmal des Sexualbezugs ist dabei völkerstraf-
rechtsfreundlich und kontextsensibel auch unter Berücksichtigung kultureller Besonderhei-
ten auszulegen. So mögen etwa in Fällen des erzwungenen Entkleidens die sexuelle Erre-
gung oder Befriedigung nicht das vorrangige Ziel des Täters beziehungsweise der Täterin 
sein, die Umstände des Einzelfalls aber dennoch einen Sexualbezug aufweisen (Internati-
onaler Strafgerichtshof für Ruanda, Urteil vom 2. September 1998 – ICTR-96-4-T, Rn. 688, 
429 – Akayesu; Internationaler Strafgerichtshof für das ehemalige Jugoslawien, Urteil vom 
1. September 2004 – IT-99-36-T, Rn. 1013 – Brđanin; Internationaler Strafgerichtshof für 
das ehemalige Jugoslawien, Urteil vom 26. Februar 2009 – IT-05-87-T, Rn. 631, 1224 – 
Milutinović und andere). 

Zur Tatbestandsalternative der sexuellen Sklaverei 

Die Vorschrift beruht auf Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe b (xxii) im Hinblick auf den internati-
onalen bewaffneten Konflikt und auf Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe e (vi) des Römischen 
Statuts. Vor dem Hintergrund der Pönalisierung der Tatbestandsalternative der sexuellen 
Sklaverei durch das Römische Statut des Internationalen Strafgerichtshofs ist auch die Auf-
nahme dieser Tatbestandsalternative von dem entsprechenden Verbotssatz des allgemei-
nen Völkergewohnheitsrechts, der im Hinblick auf das Weltrechtsprinzip für eine Aufnahme 
in das VStGB erforderlich ist, umfasst (Internationaler Strafgerichtshof, Urteil vom 7. März 
2014 – ICC-01/04-01/07-3436-tENG, Rn. 978 – Katanga; Internationaler Strafgerichtshof, 
Entscheidung vom 13. November 2019 – ICC-01/12-01/18-461-Corr-Red, Rn. 548 f. – Al 
Hassan). 
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In Anlehnung an die Verbrechenselemente des Römischen Statuts setzt die Tatbestands-
alternative der sexuellen Sklaverei zwei Tatbestandselemente voraus: zunächst die Aus-
übung einer oder aller mit einem Eigentumsrecht an einer Person verbundenen Befugnisse 
sowie die Veranlassung dieser Person zu einer oder mehreren Handlungen sexueller Natur 
beziehungsweise zur Duldung sexueller Handlungen an sich. 

Die Ausübung mit einem Eigentumsrecht an einer Person verbundener Befugnisse richtet 
sich dabei nach der Legaldefinition des Begriffs „Versklavung“ in Artikel 7 Absatz 2 Buch-
stabe c des Römischen Statuts. Die mit dem Eigentumsrecht verbundenen Befugnisse sind 
in Einklang mit der Rechtsprechung des Internationalen Strafgerichtshofs weit auszulegen 
und als Gebrauch, Nutzung oder Verfügung über eine Person, die als Eigentum angesehen 
wird, indem sie in ein Abhängigkeitsverhältnis versetzt wird, das den Entzug jeglicher Form 
von Autonomie führt, zu verstehen. Beispielhaft können entsprechende Befugnisse durch 
Kauf, Verkauf, Verleih oder Tausch der Person(en) oder durch Auferlegung einer ähnlichen 
Freiheitsberaubung ausgeübt werden. Hierbei wird davon ausgegangen, dass eine solche 
Freiheitsberaubung unter bestimmten Umständen auch die Forderung von Zwangsarbeit 
oder die anderweitige Herabsetzung einer Person auf einen versklavten Status im Sinne 
des Zusatzübereinkommens über die Abschaffung der Sklaverei, des Sklavenhandels und 
sklavereiähnlicher Einrichtungen und Praktiken vom 7. September 1956, ratifiziert durch 
das Gesetz über den Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zu dem Zusatzübereinkom-
men vom 7. September 1956 über die Abschaffung der Sklaverei, des Sklavenhandels und 
sklavereiähnlicher Einrichtungen und Praktiken (BGBl. 1958 II S. 203), umfassen kann. Er-
fasst wird zudem Menschenhandel, insbesondere mit Frauen oder Kindern. Als Kriterien für 
das Vorliegen einer mit einem Eigentumsrecht an einer Person verbundenen Befugnis kön-
nen insbesondere die Inhaftierung oder Gefangenschaft des Opfers und ihre Dauer, die 
Einschränkung des freien Kommens und Gehens, die Bewegungsfreiheit des Opfers, die 
Maßnahmen, die ergriffen wurden, um Fluchtversuche zu verhindern oder hiervon abzu-
schrecken, die Anwendung von Drohungen, Gewalt oder anderen Formen des physischen 
oder psychischen Zwangs, die Verpflichtung, Zwangsarbeit zu leisten, die Ausübung von 
psychologischem Druck, der Grad der Verletzlichkeit des Opfers oder die sozioökonomi-
schen Bedingungen, unter denen die Befugnisse ausgeübt wurden, herangezogen werden. 

Neben die Ausübung der mit einem Eigentumsrecht an einer Person verbundenen Befug-
nisse muss die Veranlassung dieser Person zu einer oder mehreren Handlungen sexueller 
Natur beziehungsweise zur Duldung sexueller Handlungen an sich treten (siehe insoweit 
die Ausführungen zur Tatbestandsalternative des sexuellen Übergriffs). Dies umfasst sexu-
elle Handlungen, welche an dieser Person vorgenommen werden oder von ihr vorgenom-
men werden, sowie solche, welche diese Person zur Vornahme oder Duldung sexueller 
Handlungen an oder von einem Dritten bestimmt. Der erhebliche, gesteigerte Unrechtsgeh-
alt der Handlung soll durch die Aufnahme der Tatbestandsalternative der sexuellen Sklave-
rei als spezieller Erscheinungsform der Versklavung ebenso zum Ausdruck kommen wie 
die Anerkennung des von den Opfern erlittenen Unrechts. 

Zur Tatbestandsalternative des Gefangenhaltens einer unter Zwang geschwängerten 
Person 

Die Vorschrift in Form der Aufnahme einer zweiten Absichtsalternative nähert das VStGB 
weiter dem Wortlaut aus Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe b (xxii) und Buchstabe e (vi) des 
Römischen Statuts an. Vor dem Hintergrund der Pönalisierung der Tatbestandsalternative 
der erzwungenen Schwangerschaft durch das Römische Statut des Internationalen Straf-
gerichtshofs ist auch die Aufnahme der Absichtsalternative von dem entsprechenden Ver-
botssatz des allgemeinen Völkergewohnheitsrechts umfasst. 

Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe b (xxii) und Buchstabe e (vi) des Römischen Statuts enthalten 
als zweite Absichtsalternative, neben der schon bisher in § 8 Absatz 1 Nummer 4 VStGB 
erfassten Variante („in der Absicht, die ethnische Zusammensetzung einer Bevölkerung zu 
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beeinflussen“) die Formulierung „oder andere schwere Verstöße gegen das Völkerrecht zu 
begehen“. Im Sinne des Bestimmtheitsgebots aus Artikel 103 Absatz 2 GG ist diese Vari-
ante für die Zwecke des § 8 Absatz 1 Nummer 4 VStGB konkreter zu fassen. Durch die 
Aufnahme dieser zweiten Variante des subjektiven Tatbestands sind nunmehr auch solche 
Fälle nach dem VStGB justiziabel, die von der ersten Variante nicht hinreichend erfasst 
waren. Dies gilt etwa für die Absicht, an einer unter Zwang geschwängerten Person bezie-
hungsweise an deren Kind medizinische Experimente vorzunehmen, oder auch das Gefan-
genhalten der geschwängerten Person mit der Absicht, sie zu foltern oder (sie oder das 
spätere geborene Kind sexuell) zu versklaven. Die praktische Relevanz derartiger Absich-
ten verdeutlicht die internationale Rechtsprechung (Internationaler Strafgerichtshof, Urteil 
vom 4. Februar 2021 – ICC-02/04-01/15-1762-Red, Rn. 3056 ff. – Ongwen). 

Zudem soll die Tatbestandsalternative des Gefangenhaltens einer unter Anwendung von 
Zwang geschwängerten Frau geschlechtsneutral formuliert werden, damit gegen Opfer jeg-
lichen Alters und Geschlechts gerichtete Straftaten verfolgt werden können. Hierzu soll das 
Wort „Frau“ durch „nach dem humanitären Völkerrecht zu schützende Person“ ersetzt wer-
den, wodurch der Struktur des § 8 VStGB, die in Absatz 6 abschließend aufgeführten Per-
sonen als mögliches Tatobjekt zu definieren, Rechnung getragen wird. Durch die Änderung 
findet die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (Beschluss vom 10. Oktober 
2017 – 1 BvR 2019/16) Berücksichtigung. Zwar wird in der der gegenständlichen Norm 
zugrundeliegenden Vorschrift des Römischen Statuts (Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe b (xxii) 
und Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe e (vi), jeweils in Verbindung mit Artikel 7 Absatz 1 Buch-
stabe g, Absatz 2 Buchstabe f) die „erzwungene Schwangerschaft“ definiert als „die rechts-
widrige Gefangenhaltung einer zwangsweise geschwängerten Frau […]“. Nichtsdestotrotz 
steht dies der geschlechtsneutralen Formulierung nicht entgegen. Vielmehr ist der Begriff 
„Geschlecht“ gemäß Artikel 7 Absatz 3 des Römischen Statuts unter Berücksichtigung des 
gesellschaftlichen Zusammenhangs zu bestimmen, so dass auch mit einer geschlechts-
neutralen Formulierung der Tatbestandsalternative ein Gleichlauf zwischen VStGB und Rö-
mischem Statut besteht. Die geänderte Fassung ist demnach weiterhin von dem entspre-
chenden Verbotssatz des allgemeinen Völkergewohnheitsrechts, der im Hinblick auf das 
Weltrechtsprinzip für eine Aufnahme in das VStGB erforderlich ist, umfasst. 

Zur Tatbestandsalternative des erzwungenen Schwangerschaftsabbruchs 

Neu eingeführt wird weiterhin die Tatbestandsalternative des erzwungenen Schwanger-
schaftsabbruchs. 

Die Aufnahme des erzwungenen Schwangerschaftsabbruchs in § 8 Absatz 1 Nummer 4 
VStGB trägt dem Umstand Rechnung, dass dieser Handlung aufgrund der Verbindung des 
schweren Eingriffs in den Körper der schwangeren Person und der Beendigung des unge-
borenen Lebens ein erheblicher Unrechtsgehalt beizumessen ist. 

Erzwungene Schwangerschaftsabbrüche unterfallen bereits nach derzeitiger Gesetzeslage 
als Maßregeln, die Geburten innerhalb einer nationalen, rassischen, religiösen oder ethni-
schen Gruppe verhindern sollen, dem Tatbestand des Völkermords (§ 6 Absatz 1 Num-
mer 4 VStGB). Als Kriegsverbrechen kann der erzwungene Schwangerschaftsabbruch 
ohne eine spezifische genozidale Absicht unter den Auffangtatbestand des Artikels 8 Ab-
satz 2 Buchstabe b (xxii) und Buchstabe e (vi) des Römischen Statuts („jede andere Form 
sexueller Gewalt von vergleichbarer Schwere“) subsumiert werden (zur Qualifizierung des 
erzwungenen Schwangerschaftsabbruchs als sexuelle Gewalt, siehe auch Internationaler 
Strafgerichtshof für das ehemalige Jugoslawien, Urteil vom 2. November 2001 – IT-98-30/1-
T, Rn. 180, Fn. 343 – Kvočka und andere). Da die Bezeichnung „jede andere Form sexuel-
ler Gewalt“ indiziert, dass auch die zuvor genannten Arten reproduktiver Straftaten (erzwun-
gene Schwangerschaft und Zwangssterilisation) als sexuelle Gewalt im Sinne des Römi-
schen Statuts erfasst werden, ermöglicht dies die Bestrafung des strukturell vergleichbaren, 
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ebenfalls die reproduktive Selbstbestimmung verletzenden erzwungenen Schwanger-
schaftsabbruchs. 

Zu Nummer 4 

Zu Buchstabe a 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Buchstabe b 

Zu § 12 Absatz 1 Nummer 4 

Als Kriegsverbrechen des Einsatzes verbotener Mittel der Kriegsführung im Sinne des § 12 
VStGB wird sowohl im internationalen als auch im nichtinternationalen bewaffneten Konflikt 
die Verwendung von Waffen bestraft, deren Hauptwirkung darin besteht, durch Splitter zu 
verletzen, die im menschlichen Körper durch Röntgenstrahlen nicht entdeckt werden kön-
nen. 

Die Vorschrift übernimmt den Wortlaut aus Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe b (xxviii) des Rö-
mischen Statuts im Hinblick auf den internationalen bewaffneten Konflikt und aus Artikel 8 
Absatz 2 Buchstabe e (xvii) des Römischen Statuts für den nichtinternationalen bewaffne-
ten Konflikt. Die dort formulierte Definition ist der für die Bundesrepublik Deutschland gel-
tenden vertraglichen Verbotsvorschrift des Protokolls I des VN-Waffenübereinkommens 
vom 17. September 1992 (BGBl. 1992 II S. 958) angeglichen. 

Mit Waffen, deren Hauptwirkung darin besteht, durch Splitter zu verletzen, die im mensch-
lichen Körper durch Röntgenstrahlen nicht entdeckt werden können, sind insbesondere Ge-
schosse aus Plastik, Holz, Glas und anderen nichtmetallischen Bestandteilen gemeint. Sie 
verursachen unnötig schwere Leiden, da sie – nachdem die legitime Waffenwirkung, näm-
lich die Kampfunfähigkeit des Soldaten bereits erreicht ist – seine medizinische Versorgung 
erschweren und die Rehabilitationszeit verlängern. Waffen, die geringe Plastikbestandteile 
haben (wie etwa einige Granaten oder Minen mit Plastikzündern), welche zufällig und un-
beabsichtigt zu Verletzungen führen können, fallen nicht unter die Norm. 

Zu § 12 Absatz 1 Nummer 5 

Als Kriegsverbrechen des Einsatzes verbotener Mittel der Kriegsführung im Sinne des § 12 
VStGB wird sowohl im internationalen als auch im nichtinternationalen bewaffneten Konflikt 
die Verwendung von Laserwaffen, die eigens dazu entworfen sind, sei es als ihre einzige 
Kampfaufgabe oder als eine ihrer Kampfaufgaben, die dauerhafte Erblindung des unbe-
wehrten Auges, das heißt des bloßen Auges oder des Auges mit Sehhilfe, zu verursachen, 
bestraft. Das Abstellen auf die Zweckbestimmung der blindmachenden Laserwaffen soll 
sicherstellen, dass nicht auch Laser-Entfernungsmesser oder Laser als Leitstrahlen (etwa 
für Fliegerabwehr-Lenkwaffen) von der Norm erfasst sind. 

Die Vorschrift übernimmt den Wortlaut aus Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe b (xxix) des Römi-
schen Statuts im Hinblick auf den internationalen bewaffneten Konflikt und aus Artikel 8 
Absatz 2 Buchstabe e (xviii) des Römischen Statuts für den nichtinternationalen bewaffne-
ten Konflikt. Die dort formulierte Definition ist der für die Bundesrepublik Deutschland gel-
tenden vertraglichen Verbotsvorschrift des Protokolls IV des VN-Waffenübereinkommens, 
ratifiziert durch das Gesetz zum Protokoll II in der am 3. Mai 1996 geänderten Fassung und 
zum Protokoll IV vom 13. Oktober 1995 zum VN-Waffenübereinkommen vom 18. April 1997 
(BGBl. 1997 II S. 806), angeglichen. Soweit bei Einführung des VStGB der Strafbewehrung 
von dauerhaft blindmachenden Laserwaffen noch die allgemeine Akzeptanz in der Staa-
tengemeinschaft abgesprochen wurde, hat die durch die Vertragsstaaten des Römischen 
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Statuts konsensual angenommene Änderung des Artikels 8 des Römischen Statuts zu einer 
Pönalisierung dieses konventionellen Waffentyps auf vertraglicher und völkergewohnheits-
rechtlicher Ebene geführt. 

Eine „dauerhafte Erblindung“ liegt vor bei unumkehrbarem und nicht korrigierbarem Verlust 
des Sehvermögens, der ohne Aussicht auf Wiederherstellung schwer behindert. Eine 
schwere Behinderung liegt bei einer unter Verwendung beider Augen gemessenen Seh-
schärfe von weniger als 20/200 Snellen vor. 

Unter dem Begriff „Sehbehelf“ sind optische Geräte zur Korrektur einer Sehschwäche des 
Auges zu verstehen (zum Beispiel Brillen und Kontaktlinsen), nicht aber Instrumente wie 
etwa Ferngläser und Fernrohre. 

Zu Artikel 2 (Änderung der Strafprozessordnung) 

Zu Nummer 1 

Zu Buchstabe a 

Zur Nebenklage berechtigt sind bislang Personen, die durch eine versuchte Tat nach den 
§§ 211 und 212 StGB verletzt wurden. Durch die Einfügung einer neuen Nummer 2a be-
rechtigt nun auch eine Straftat nach den §§ 6 bis 8, 11 und 12 des Völkerstrafgesetzbuches 
zur Nebenklage, soweit die Tötung eines Menschen versucht worden ist. Voraussetzung 
für die Nebenklagebefugnis ist eine unmittelbare Verletzung in eigenen Rechtsgütern durch 
die versuchte Tat im Sinne von § 373b Absatz 1 StPO. 

Damit werden weitere versuchte Tötungsdelikte, und zwar solche des VStGB, in die Ne-
benklage integriert. Zu den neu aufgenommenen Straftatbeständen gehören in erster Linie 
der Versuch, einen Menschen in der Absicht, eine nationale, rassische oder ethnische 
Gruppe als solche ganz oder teilweise zu zerstören, zu töten (Völkermord nach § 6 Absatz 1 
Nummer 1 VStGB) sowie der Versuch, im Rahmen eines ausgedehnten oder systemati-
schen Angriffs gegen eine Zivilbevölkerung einen Menschen zu töten (Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit nach § 7 Absatz 1 Nummer 1 VStGB). Ebenfalls dazu gehören der Ver-
such, im Zusammenhang mit einem internationalen oder nichtinternationalen bewaffneten 
Konflikt eine nach dem humanitären Völkerrecht zu schützende Person zu töten (Kriegs-
verbrechen gegen Personen nach § 8 Absatz 1 Nummer 1 VStGB), der Versuch, im Zu-
sammenhang mit einem internationalen oder nichtinternationalen bewaffneten Konflikt ei-
nen Angehörigen der gegnerischen Streitkräfte oder einen Kämpfer der gegnerischen Par-
tei meuchlerisch zu töten (Kriegsverbrechen des Einsatzes verbotener Methoden der 
Kriegsführung nach § 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 erste Alternative VStGB) und der Ver-
such des vorsätzlichen Herbeiführens des Todes nach § 11 Absatz 2 Satz 2 VStGB sowie 
nach § 12 Absatz 2 Satz 2 VStGB.  

Bei den neu aufgenommenen Tatbeständen der §§ 7 und 8 VStGB handelt es sich um 
solche, die auch Individualrechtsgüter schützen. Dies entspricht der herrschenden Meinung 
in der Rechtsprechung (Bundesgerichtshof, Beschluss vom 3. Februar 2023 – AK 50/20, 
Rn. 45: „Schutzgut des § 7 VStGB ist außerdem regelmäßig nicht nur das Interesse der 
Völkergemeinschaft als Ganzes, sondern auch das jeweilige Individualrechtsgut des durch 
die Tat Geschädigten, […].“). 

Der Tatbestand des § 6 VStGB (Völkermord) ist Teil des Nebenklagekatalogs. Es handelt 
sich bei dem § 6 VStGB um den Kernstraftatbestand im VStGB. Kennzeichnend ist die 
Schwere des Straftatbestandes mit Blick auf die Folgen für die Verletzten. Die Nebenkla-
gebefugnis setzt eine unmittelbare Verletzung des einzelnen Mitglieds der Gruppe durch 
den versuchten Tötungstatbestand des Völkermords voraus. Allein die Zugehörigkeit zu der 
Gruppe, auf die sich die Zerstörungsabsicht bezieht, rechtfertigt nicht den Anschluss zur 
Nebenklage. Ob § 6 VStGB Individualrechtsgüter schützt, ist umstritten. Bisher hat die 
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Rechtsprechung einen Individualrechtsgüterschutz abgelehnt (Bundesgerichtshof, Urteil 
vom 30. April 1999 – 3 StR 215/98 [zu § 220a StGB alte Fassung]: „Schutzgut des Verbre-
chens des Völkermordes sind deshalb nicht die Individualrechtsgüter der von den objekti-
ven Tathandlungen betroffenen einzelnen Personen, sondern ist die Existenz der Gruppe 
als solche […].“; so auch Beschluss vom 3. Februar 2021 – AK 50/20, Rn. 48). Nach jün-
geren Tendenzen in der Rechtsprechung ist indes ein Individualrechtsgüterschutz nicht 
mehr ausgeschlossen. So führt der Bundesgerichtshof in einer jüngeren Entscheidung zu 
Fragen der Strafbarkeit nach dem VStGB aus, dass der Individualrechtsgüter schützende 
Charakter des § 6 VStGB als offen zu bewerten sei (Bundesgerichtshof, Beschluss vom 30. 
November 2022 – 3 StR 230/22, Rn. 56). Eine Aufnahme des § 6 in den Nebenklagekatalog 
ist daher – obwohl dies zukünftig in den VStGB-Verfahren voraussichtlich eine deutlich hö-
here Anzahl an Nebenklägerinnen und Nebenklägern erwarten lässt – bereits aufgrund der 
Schwere des aus ihm sprechenden menschenverachtenden Charakters gerechtfertigt. 

Die im Übrigen neu in § 395 Absatz 1 Nummer 2a StPO aufgenommenen Tatbestände des 
VStGB entsprechen zudem nach ihrem Schweregrad den bereits in § 395 Absatz 1 Num-
mer 2 StPO enthaltenen Tötungsdelikten der §§ 211 und 212 StGB (Mord und Totschlag), 
da auch diese Tatbestände Tötungsdelikte sind und das Rechtsgut des Lebens schützen, 
so dass auch bei den genannten Tötungsdelikten des VStGB bereits der Versuch der Tat-
bestandsverwirklichung die Berechtigung zur Nebenklage rechtfertigt. 

Zu Buchstabe b 

In einer neuen Nummer 4a werden die Tatbestände der §§ 6 bis 8 und 10 bis 12 VStGB 
aufgenommen mit der Folge, dass die Nebenklagebefugnis auf diese Delikte ausgedehnt 
wird. Die Nebenklagebefugnis knüpft an die Verletzung der in der neuen Nummer 4a ge-
nannten Individualrechtsgüter an, namentlich den Rechten auf körperliche Unversehrtheit, 
Freiheit, religiöse, sexuelle oder reproduktive Selbstbestimmung oder ungestörte körperli-
che und seelische Entwicklung in der Kindheit. Voraussetzung für die Nebenklagebefugnis 
ist eine unmittelbare Verletzung in diesen Rechtsgütern im Sinne von § 373b Absatz 1 
StPO. 

Das Recht auf körperliche Unversehrtheit schützen insbesondere folgende Tatbestände: 

§ 6 Absatz 1 Nummer 2 VStGB (Zufügen von schweren körperlichen oder seelischen Schä-
den gegenüber einem Mitglied der Gruppe), 

§ 7 Absatz 1 Nummer 5 VStGB (Folterung eines Menschen, der sich in dem Gewahrsam 
oder in sonstiger Weise unter der Kontrolle eines anderen befindet, indem ihm erhebliche 
körperliche oder seelische Schäden oder Leiden zugefügt werden, die nicht lediglich Folge 
völkerrechtlich zulässiger Sanktionen sind),  

§ 7 Absatz 1 Nummer 8 VStGB (Zufügung von schweren körperlichen oder seelischen 
Schäden, insbesondere der in § 226 StGB bezeichneten Art), 

§ 8 Absatz 1 Nummer 3 VStGB (grausame oder unmenschliche Behandlung einer nach 
dem humanitären Völkerrecht zu schützenden Person, indem ihr erhebliche körperliche o-
der seelische Schäden oder Leiden zugefügt werden, insbesondere durch Folterung),  

§ 8 Absatz 1 Nummer 8 Buchstaben a bis c VStGB (Verbringung einer nach dem humani-
tären Völkerrecht zu schützenden Person in die Gefahr des Todes oder einer schweren 
Gesundheitsschädigung, entweder durch die Vornahme von Versuchen oder durch Ent-
nahme von Gewebe oder Organen für Übertragungszwecke oder durch Anwendung von 
medizinisch nicht anerkannten Behandlungsmethoden jeweils insbesondere ohne freiwil-
lige oder ausdrückliche Einwilligung), 
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§ 8 Absatz 2 VStGB (Verwundung eines Angehörigen der gegnerischen Streitkräfte oder 
eines Kämpfers der gegnerischen Partei, nachdem dieser sich bedingungslos ergeben hat 
oder sonst außer Gefecht ist, im Zusammenhang mit einem internationalen oder nichtinter-
nationalen bewaffneten Konflikt), 

§ 8 Absatz 4 Satz 2 VStGB (Verursachung einer schweren Gesundheitsschädigung durch 
eine Tat nach Absatz 1 Nummer 8), 

§ 10 Absatz 2 zweite Alternative VStGB (Verursachung der schweren Verletzung eines 
Menschen durch den Missbrauch des Schutzzeichens der Genfer Abkommen, der Parla-
mentärflagge oder der Flagge, der militärischen Abzeichen oder der Uniform des Feindes 
oder der Vereinten Nationen im Zusammenhang mit einem internationalen oder nichtinter-
nationalen bewaffneten Konflikt), 

§ 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 zweite Alternative VStGB (meuchlerische Verwundung ei-
nes Angehörigen der gegnerischen Streitkräfte oder eines Kämpfers der gegnerischen Par-
tei), 

§ 11 Absatz 2 Satz 1 zweite Alternative VStGB (Verursachung einer schweren Verletzung 
gegenüber einer Zivilperson oder einer nach dem humanitären Völkerrecht zu schützenden 
Person durch eine Tat nach § 11 Absatz 1 Nummer 1 bis 6 VStGB), 

§ 12 Absatz 2 Satz 1 zweite Alternative VStGB (Verursachung einer schweren Verletzung 
gegenüber einer Zivilperson oder einer nach dem humanitären Völkerrecht zu schützenden 
Person durch eine Tat nach § 12 Absatz 1 VStGB). 

Das Recht auf Freiheit (auch im Sinne einer Freiheit der Willensentschließung und der Wil-
lensbetätigung) schützen insbesondere folgende Tatbestände: 

§ 7 Absatz 1 Nummer 3 VStGB (Betreiben von Menschenhandel, insbesondere mit einer 
Frau oder einem Kind, oder durch Versklavung eines Menschen auf andere Weise unter 
Anmaßung eines Eigentumsrechts an ihm), 

§ 7 Absatz 1 Nummer 4 VStGB (Vertreiben oder zwangsweises Überführen eines Men-
schen, der sich rechtmäßig in einem Gebiet aufhält, indem er unter Verstoß gegen eine 
allgemeine Regel des Völkerrechts durch Ausweisung oder andere Zwangsmaßnahmen in 
einen anderen Staat oder in ein anderes Gebiet verbracht wird), 

§ 7 Absatz 1 Nummer 7 Buchstabe a und b VStGB (zwangsweises Verschwindenlassen 
eines Menschen, in der Absicht, ihn für längere Zeit dem Schutz des Gesetzes zu entzie-
hen, entweder durch Entführung im Auftrag oder mit Billigung eines Staates oder einer po-
litischen Organisation oder durch Entziehung der körperlichen Freiheit in sonst schwerwie-
gender Weise, oder durch Unterlassen im Auftrag des Staates oder der politischen Organi-
sation oder entgegen einer Rechtspflicht, Auskunft über das Schicksal und den Verbleib 
des Menschen zu erteilen, der nach der ersten Variante seiner körperliche Freiheit beraubt 
wurde, oder eine falsche Auskunft dazu zu erteilen), 

§ 7 Absatz 1 Nummer 9 VStGB (Beraubung eines Menschen seiner körperlichen Freiheit in 
schwerwiegender Weise unter Verstoß gegen eine allgemeine Regel des Völkerrechts), 

§ 7 Absatz 5 VStGB (Begehung eines Verbrechens nach den zur Nebenklage berechtigen-
den Tatbestandsalternativen des § 7 Absatz 1 VStGB in der Absicht, ein institutionalisiertes 
Regime der systematischen Unterdrückung und Beherrschung einer rassischen Gruppe 
durch eine andere aufrechtzuerhalten), 

§ 8 Absatz 1 Nummer 2 VStGB (Geiselnahme einer nach dem humanitären Völkerrecht zu 
schützenden Person),  
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§ 8 Absatz 1 Nummer 6 VStGB (Vertreiben oder zwangsweises Überführen einer nach dem 
humanitären Völkerrecht zu schützenden Person, die sich rechtmäßig in einem Gebiet auf-
hält, indem sie unter Verstoß gegen eine allgemeine Regel des Völkerrechts durch Auswei-
sung oder andere Zwangsmaßnahmen in einen anderen Staat oder in ein anderes Gebiet 
verbracht wird), 

§ 8 Absatz 3 Nummer 1 VStGB (rechtswidriges Gefangenhalten oder ungerechtfertigte Ver-
zögerung der Heimschaffung einer geschützten Person im Sinne des Absatzes 6 Nummer 1 
im Zusammenhang mit einem internationalen bewaffneten Konflikt), 

§ 8 Absatz 3 Nummer 3 VStGB (Nötigung einer geschützten Person im Sinne des Absatzes 
6 Nummer 1 mit Gewalt oder durch Drohung mit einem empfindlichen Übel zum Dienst in 
den Streitkräften einer feindlichen Macht), 

§ 8 Absatz 3 Nummer 4 VStGB (Nötigung eines Angehörigen der gegnerischen Partei mit 
Gewalt oder durch Drohung mit einem empfindlichen Übel, an Kriegshandlungen gegen 
sein eigenes Land teilzunehmen). 

Das Recht auf religiöse Selbstbestimmung schützen insbesondere folgende Tatbestände: 

6 Absatz 1 VStGB (Völkermord aufgrund der Zugehörigkeit zu einer religiösen Gruppe), 

§ 7 Absatz 1 Nummer 10 VStGB (Verfolgung einer identifizierbaren Gruppe oder Gemein-
schaft, indem ihr aus […] religiösen Gründen […] grundlegende Menschenrechte entzogen 
oder diese wesentlich eingeschränkt werden). 

Das Recht auf sexuelle und reproduktive Selbstbestimmung schützen insbesondere fol-
gende Tatbestände: 

§ 7 Absatz 1 Nummer 6 VStGB (sexuelle Nötigung oder Vergewaltigung, Nötigung zur 
Prostitution, Beraubung der Fortpflanzungsfähigkeit, das Gefangenhalten einer unter An-
wendung von Zwang geschwängerten Person sowie die neuen Tatbestandsalternativen 
des sexuellen Übergriffs, der sexuellen Sklaverei sowie des erzwungenen Schwanger-
schaftsabbruchs), 

§ 8 Absatz 1 Nummer 4 VStGB (sexuelle Nötigung einer nach dem humanitären Völker-
recht zu schützenden Person oder deren Vergewaltigung, Nötigung zur Prostitution, Berau-
bung der Fortpflanzungsfähigkeit; Gefangenhalten einer unter Anwendung von Zwang ge-
schwängerten Frau sowie die neuen Tatbestandsalternativen des sexuellen Übergriffs, der 
sexuellen Sklaverei sowie des erzwungenen Schwangerschaftsabbruchs). 

Das Recht auf ungestörte körperliche und seelische Entwicklung in der Kindheit schützen 
insbesondere folgende Tatbestände: 

§ 6 Absatz 1 Nummer 5 VStGB (gewaltsames Überführen eines Kindes der Gruppe in eine 
andere Gruppe), 

§ 8 Absatz 1 Nummer 5 VStGB (Zwangsverpflichtung von Kindern unter 15 Jahre für oder 
Eingliederung dieser in Streitkräfte oder bewaffnete Gruppen oder Verwendung dieser zur 
aktiven Teilnahme an Feindseligkeiten). 

Die Nebenklagebefugnis knüpft an die Verletzung eines der in Nummer 4a genannten Indi-
vidualrechtsgüter an und macht den Anschluss zur Nebenklage davon abhängig. Auf diese 
Weise soll die Nebenklagebefugnis eingegrenzt werden. Nicht zur Nebenklage berechtigen 
daher die Eignungsdelikte, bei denen eine unmittelbare Rechtsgutsverletzung nicht einge-
treten ist. Eine Nebenklagebefugnis wegen der Tatbestände der § 6 Absatz 1 Nummer 3 
VStGB (eine Gruppe unter Lebensbedingungen stellen, die geeignet sind, ihre körperliche 



 - 37 -   

 

Zerstörung ganz oder teilweise herbeizuführen) und § 6 Absatz 1 Nummer 4 VStGB (Ver-
hängen von Maßregeln zur Verhinderung von Geburten innerhalb der Gruppe) setzt dem-
nach die Verletzung der Rechtsgüter der körperlichen Unversehrtheit und der reproduktiven 
Selbstbestimmung voraus. Dies gilt auch für den Tatbestand des § 7 Absatz 1 Nummer 2 
VStGB (eine Bevölkerung oder Teile hiervon unter Lebensbedingungen stellen, die geeig-
net sind, deren Zerstörung ganz oder teilweise herbeizuführen). 

Dadurch besteht eine Vergleichbarkeit mit den bereits im Nebenklagekatalog in § 395 Ab-
satz 1 StPO aufgeführten Tatbeständen, die ebenfalls in erster Linie die höchstpersönlichen 
Rechtsgüter Leben, körperliche Unversehrtheit, Freiheit und sexuelle Selbstbestimmung 
der dadurch verletzten Personen schützen und zudem mit Blick auf die Tatfolgen für die 
Opfer der Straftat eine besondere Schwere aufweisen. 

Zudem passen die eingefügten Straftatbestände des VStGB zur Systematik der bisher in 
§ 395 Absatz 1 StPO aufgenommenen Delikte, wonach seit der Umstrukturierung der Ne-
benklage durch das 2. Opferrechtsreformgesetz eine Berechtigung zur Nebenklage vor al-
lem dann besteht, wenn das Opfer durch ein höchstpersönliche Rechtsgüter angreifendes 
Delikt verletzt wird, weil das Opfer bei derartigen Taten nach viktimologischen Erkenntnis-
sen besonders schutzbedürftig ist (Bundestagsdrucksache 16/12098, S. 9). Diese Kriterien 
der Verletzung eines höchstpersönlichen Rechtsguts sowie der besonderen Schutzbedürf-
tigkeit der Opfer waren auch für die Aufnahme der Tatbestände aus dem VStGB leitend. 

Durch die Schaffung einer neuen Nummer 4a sollen die Tatbestände anwenderfreundlich 
im Nebenklagekatalog des § 395 Absatz 1 StPO zusammengefasst werden. Die durch die-
ses Gesetz neu geschaffenen Tatbestandsalternativen des sexuellen Übergriffs, der sexu-
ellen Sklaverei, des erzwungenen Schwangerschaftsabbruchs sowie die erweiterte Tatbe-
standsalternative der erzwungenen Schwangerschaft als Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit sowie als Kriegsverbrechen gegen Personen nach Artikel 1 Nummer 1 und 3, wel-
che die sexuelle und reproduktive Selbstbestimmung schützen, sind dabei ebenfalls über 
die Nennung der Tatbestände der §§ 7 und 8 VStGB miteinbezogen. 

Von einer Aufnahme des § 9 VStGB wurde abgesehen, da sich dieser nicht in die bisherige 
Systematik des Nebenklagekatalogs einfügt, in dem überwiegend keine das Eigentum 
schützenden Tatbestände enthalten sind. Ebenfalls ist § 13 VStGB nicht aufgenommen 
worden, da dieser die staatliche Souveränität und den Frieden, jedoch keine Individual-
rechtsgüter schützt. 

Die Angehörigen von Getöteten, die in der Absicht, eine nationale, rassische oder ethnische 
Gruppe als solche ganz oder teilweise zu zerstören, getötet wurden (§ 6 Absatz 1 Num-
mer 1), die im Rahmen eines ausgedehnten oder systematischen Angriffs gegen eine Zivil-
bevölkerung gemäß § 7 Absatz 1 Nummer 1 VStGB oder die im Zusammenhang mit einem 
internationalen oder nichtinternationalen bewaffneten Konflikt nach § 8 Absatz 1 Nummer 1 
VStGB getötet werden, sind nach § 395 Absatz 2 nebenklagebefugt. Dies gilt auch für An-
gehörige von Getöteten in Fällen der Verwirklichung der Erfolgsqualifikationen nach § 7 
Absatz 3, § 8 Absatz 4 Satz 1 und 2 erste Alternative, § 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 erste 
Alternative und Absatz 2 Satz 1 erste Alternative sowie § 12 Absatz 2 Satz 1 erste Alterna-
tive VStGB. 

Zu Nummer 2 

Flankierend zu der Erweiterung des Nebenklagekatalogs sollen durch die gesetzliche 
Schaffung eines Anspruchs auf einen Opferanwalt bzw. eine Opferanwältin die Rechte der 
Opfer gestärkt werden. 
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Zu Buchstabe a 

Durch die Änderung wird der Anspruch der zur Nebenklage berechtigten Verletzten einer 
versuchten Tat nach den §§ 6 bis 8, 11 und 12 VStGB auf Beiordnung einer Rechtsanwältin 
oder eines Rechtsanwalts als Beistand (sogenannte Opferanwältin beziehungsweise Op-
feranwalt) unabhängig von den Voraussetzungen der Prozesskostenhilfe geschaffen. Dies 
bezieht sich auf die Tatbestände der § 6 Absatz 1 Nummer 1, § 7 Absatz 1 Nummer 1, § 8 
Absatz 1 Nummer 1, § 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 erste Alternative und Absatz 2 Satz 2 
sowie § 12 Absatz 2 Satz 2 VStGB. Verletzte eines der genannten versuchten Tötungsde-
likte nach dem VStGB haben mit Blick auf die Schwere dieser Delikte unabhängig von ihren 
wirtschaftlichen Verhältnissen den Anspruch auf Beiordnung einer Rechtsanwältin oder ei-
nes Rechtsanwalts, ebenso wie dieses Recht auch den Verletzten eines versuchten Tö-
tungsdelikts nach den §§ 211 und 212 StGB zusteht. 

Soweit in § 397a Absatz 1 Nummer 2 StPO die Worte „im Sinne des“ nach dem Wort „Ge-
töteten“ gestrichen und die Worte „§ 395 Absatz 2 Nummer 1“ in Klammern gesetzt werden, 
handelt es sich um eine redaktionelle Klarstellung. Eine inhaltliche Änderung ist damit nicht 
verbunden. 

Zu Buchstaben b und c 

Es handelt sich jeweils um eine redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Buchstabe d 

In Buchstabe d wird festgelegt, dass die Verbrechen nach Völkerstrafgesetzbuches in einer 
neuen Nummer 6 genannt werden. Durch die Verankerung in § 397a Absatz 1 sind die Ver-
letzten der Straftaten nach dem VStGB berechtigt, auf Antrag eine Opferanwältin oder einen 
Opferanwalt unabhängig von den Voraussetzungen der Prozesskostenhilfe beigeordnet zu 
bekommen. Gemeint sind die Verletzten der in § 395 Absatz 1 Nummer 4a genannten 
Straftaten unter den dort genannten Voraussetzungen. Dies ist sachgerecht, da die 
Schwere der Delikte den bisher in § 397a Absatz 1 StPO genannten Delikten entspricht und 
zudem die Verletzten der Verbrechen nach dem VStGB ebenso schutzbedürftig sind wie 
die Verletzten der bereits in diesem Absatz genannten Straftaten nach dem StGB. Auf das 
zusätzliche Merkmal der Unfähigkeit, die eigenen Interessen selbst ausreichend wahrneh-
men zu können, wie es für erwachsene Verletzte der in § 397a Nummer 4 und 5 StPO 
genannten Straftaten vorgesehen ist, wurde verzichtet. Dies rechtfertigt sich aus dem Um-
stand, dass Verletzte von Straftaten nach dem VStGB regelmäßig als besonders schutzbe-
dürftig angesehen werden können. Gerade wenn es sich um Zeugen und Zeuginnen aus 
dem Ausland handelt, besteht ein erhöhter Bedarf an umfassender Begleitung und Unter-
stützung im Strafverfahren. 

Zu Nummer 3 

Zu Buchstabe a 

Es erfolgt eine – klarstellende – Anpassung von § 397b Absatz 1 Satz 2 StPO. Damit wird 
das Petitum der Länder aus dem Beschluss der Konferenz der Justizministerinnen und Jus-
tizminister vom 10. November 2022 aufgegriffen. Um eine Beteiligung von Verletzten in 
Verfahren nach dem VStGB zu gewährleisten, die eine effektive Durchführung der Haupt-
verhandlung ermöglicht, wird § 397b Absatz 1 StPO, der eine gemeinschaftliche Nebenkla-
gevertretung bei gleichgelagerten Interessen ermöglicht, in Satz 2 Nummer 2 um ein wei-
teres Regelbeispiel für das Vorhandensein von gleichgelagerten Interessen ergänzt. Somit 
wird klargestellt, dass bei Nebenklägerinnen und Nebenklägern in Verfahren wegen Straf-
taten nach dem VStGB ein gleichgelagertes Interesse vorliegt, wenn sie durch Taten im 
Sinne des § 395 Absatz 1 Nummer 2a und 4a StPO verletzt sind, denen der gleiche Le-
benssachverhalt zugrunde liegt. Lebenssachverhalt meint den in der Anklageschrift 
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beschriebenen einheitlichen geschichtlichen Vorgang, der mit Blick auf die Strafbarkeit des 
Angeklagten rechtlich gewürdigt werden soll. Grund für die Aufnahme dieses neuen Regel-
beispiels ist die Überlegung, dass für das Vorliegen eines gleichgelagerten Interesses maß-
gebend ist, ob der zur Viktimisierung der Nebenklägerinnen und Nebenkläger führende 
Sachverhalt identisch ist, so dass die Verletzten in ihrer Opfererfahrung in gleicher Weise 
betroffen sind (Schmitt, in: Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, 66. Auflage 2023 § 397b, Rn. 6). 
Liegt bei mehreren Nebenklägerinnen oder Nebenklägern ein gleichgelagertes Interesse 
vor, kann ihnen ein gemeinschaftlicher Rechtsanwalt oder eine gemeinschaftliche Rechts-
anwältin als Beistand beigeordnet werden. 

Soweit in § 397b Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 StPO die Worte „im Sinne des“ nach dem Wort 
„Getöteten“ gestrichen und die Worte „§ 395 Absatz 2 Nummer 1“ in Klammern gesetzt wer-
den, handelt es sich um eine redaktionelle Klarstellung. Eine inhaltliche Änderung ist damit 
nicht verbunden. 

Zu Buchstabe b 

Die Änderung ist notwendig, um in Großverfahren wegen Straftaten des VStGB, denen der 
gleiche Sachverhalt zugrunde liegt und in denen sich eine Vielzahl von Verletzten dem Ver-
fahren als Nebenklägerinnen und Nebenkläger anschließen, die Handhabbarkeit der Ver-
fahren zu gewährleisten. Denn bei einer Vielzahl von Nebenklägerinnen und Nebenklägern 
könnte die Ausübung der in § 397 Absatz 1 Satz 3 und 4 genannten Beteiligungsrechte wie 
etwa des Fragerechts, des Beweisantragsrechts oder des Rechts zur Beanstandung von 
Anordnungen des Vorsitzenden durch die Nebenklägerinnen und Nebenkläger selbst in der 
Praxis zu nicht mehr handhabbaren Verzögerungen des Verfahrens führen. Daher wird nun 
geregelt, dass die in § 397 Absatz 1 Satz 3 und 4 StPO genannten Beteiligungsrechte nur 
durch den gemeinschaftlich bestellten Rechtsbeistand wahrgenommen werden dürfen, so-
weit es sich um Nebenkläger handelt, deren Befugnis zum Anschluss an die öffentliche 
Klage nur aufgrund von § 395 Absatz 1 Nummer 2a oder 4a begründet ist. Sofern tatein-
heitlich verwirklichte Delikte nach dem StGB ebenfalls angeklagt werden, gilt diese Be-
schränkung der Beteiligungsrechte nicht. 

Zu Nummer 4 

Durch die neu ergänzte Bezugnahme auf § 397a Absatz 1 Nummer 6 StPO in § 406g Ab-
satz 3 Satz 1 StPO erhalten nebenklagebefugte Verletzte der Straftaten nach dem VStGB 
einen Anspruch auf psychosoziale Prozessbegleitung. Dadurch werden ihre Rechte ent-
sprechend der Schwere der hier in Rede stehenden Delikte und der Schutzbedürftigkeit der 
davon betroffenen Verletzten weiter gestärkt. Bei der psychosozialen Prozessbegleitung 
handelt es sich um eine besonders intensive Form der nicht-rechtlichen Begleitung im Straf-
verfahren, die eine Unterstützung für besonders vulnerable Opfer bietet. Die Aufnahme des 
Verweises auf § 397a Absatz 1 Nummer 6 StPO in Satz 1 des § 406g Absatz 3 StPO be-
wirkt, dass die Beiordnung einer psychosozialen Prozessbegleitung auf Antrag des oder 
der Verletzten ohne weitere Voraussetzungen möglich ist. Dadurch entfällt eine Prüfung, 
ob eine besondere Schutzbedürftigkeit der konkret verletzten Person vorliegt, wie es für 
erwachsene Verletzte der in § 397a Nummer 1 bis 3 StPO genannten Straftaten nach 
§ 406g Absatz 3 Satz 2 StPO vorgesehen ist. Dies rechtfertigt sich aus dem Umstand, dass 
Verletzte von Straftaten nach dem VStGB regelmäßig als besonders schutzbedürftig ange-
sehen werden können. Gerade wenn es sich um Zeugen aus dem Ausland handelt, besteht 
ein erhöhter Bedarf an umfassender Begleitung und Unterstützung im Strafverfahren. 
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Zu Artikel 3 (Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes) 

Zu Nummer 1 

Zu Buchstabe a 

Durch die Einfügung der Wörter „oder Ton- und Filmaufnahmen“ in Satz 1 können nunmehr 
neben reinen Tonaufnahmen auch Ton- und Filmaufnahmen durch das jeweilige zuständige 
Gericht zu wissenschaftlichen und historischen Zwecken zugelassen werden. Dies kann 
insbesondere dann angezeigt sein, wenn Ton- und Filmaufnahmen für die Information der 
Nachwelt über die Einzelheiten und den Hergang des gerichtlichen Verfahrens aus Sicht 
des jeweiligen zulassenden Gerichts besser geeignet sind als reine Tonaufnahmen, zum 
Beispiel bei Vorhandensein einer Vielzahl von Verfahrensbeteiligten. Die Entscheidung liegt 
im Ermessen des Gerichts. Durch die Streichung der Wörter „für die Bundesrepublik 
Deutschland“ in Satz 1 soll klargestellt werden, dass die herausragende zeitgeschichtliche 
Bedeutung der betreffenden Verfahren nicht nur dann vorliegt, wenn die Verfahrensbetei-
ligten, die Opfer der Straftaten oder der Verfahrensgegenstand einen räumlichen oder sach-
lichen Bezug zur Bundesrepublik Deutschland aufweisen. 

Mit der Bezugnahme der herausragenden zeitgeschichtlichen Bedeutung auf die Bundes-
republik Deutschland für die Zulassung von Tonaufnahmen in § 169 Absatz 2 Satz 1 GVG 
sollten Verfahren ausgeschlossen werden, die lediglich eine regionale Bedeutung haben 
(Bundestagsdrucksache 18/10144, S. 27). Sie könnte sich in der Praxis insbesondere in 
Bezug auf Verfahren nach dem Völkerstrafrecht als zu einschränkend erweisen. Werden 
Völkerstraftaten, die außerhalb der Bundesrepublik Deutschland begangen wurden, auf-
grund der Geltung des Weltrechtsprinzips vor deutschen Gerichten verhandelt, betreffen 
diese regelmäßig auch Verfahrensbeteiligte, Opfer dieser Straftaten oder Verfahrensge-
genstände, die keinen räumlichen Bezug zur Bundesrepublik Deutschland aufweisen. Je-
doch wird die Bundesrepublik Deutschland, indem die deutschen Gerichte über Völkerstraf-
taten verhandeln, die im Ausland begangen wurden und keinen Bezug zum Inland aufwei-
sen, im Interesse der Staatengemeinschaft als Ganzes tätig, sodass dabei häufig auch 
Werteentscheidungen von globaler Bedeutung getroffen werden. Somit kann insbesondere 
dann ein besonders großes, überregionales und sich auch auf künftige Generationen er-
streckendes Interesse an solchen Verfahren gegeben sein, wenn Straftaten verhandelt wer-
den, die die Menschheit als solche betreffen, weil sie deren gemeinsame Wertegrundlage 
grundlegend erschüttern. 

Die Anfertigung von Ton- und Filmaufnahmen, deren Speicherung, Löschung und Übermitt-
lung an die Archive stellen eine Verarbeitung personenbezogener Daten dar, die auf Arti-
kel 6 Absatz 1 Buchstabe e der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments 
und des Rats vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 
95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung, DSGVO) gestützt werden kann. Auch soweit es 
dabei zu einer Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten kommt, 
stellt der Zweck der Dokumentation eines Verfahrens von „herausragender zeitgeschichtli-
cher Bedeutung“ eine ausreichende Legitimation im Sinne von Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe 
g DSGVO dar. 

Zu Buchstabe b 

Der neu eingefügte Satz 2 greift die in § 271 Absatz 2 Satz 2 StPO-E4) geregelte Möglich-
keit auf, Ton- und – falls vorhanden – auch Bild-Ton-Aufzeichnungen in Strafverfahren auch 
für wissenschaftliche und historische Zwecke nach Maßgabe des § 169 Absatz 2 GVG zu 
nutzen. Die verwendete Begrifflichkeit orientiert sich hier zu Klarstellungszwecken an der in 

                                                
4) Siehe Fn. 1. 
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§ 271 Absatz 2 Satz 2 StPO-E5) verwendeten Begrifflichkeit, wobei in der Praxis zwischen 
Ton- und Filmaufnahmen nach § 169 GVG und Bild-Ton-Aufzeichnungen nach § 271 StPO-
E6) keine Unterschiede bestehen dürften. Inhaltlich soll dadurch vermieden werden, dass in 
Strafverfahren eine weitere Tonaufnahme nur für die Zwecke des § 169 Absatz 2 GVG her-
gestellt werden muss. Damit soll insoweit der Arbeitsaufwand für die Gerichte verringert 
werden. Soweit die Länder gemäß § 19 Absatz 1 Satz 1 des Entwurfs des Einführungsge-
setzes zur Strafprozessordnung (EGStPO-E7)), durch Rechtsverordnung bestimmen, dass 
für ihren Bereich die Hauptverhandlung zusätzlich im Bild aufgezeichnet werden soll, kann 
auch diese Bildaufzeichnung bei Vorliegen der weiteren Voraussetzungen des § 169 Ab-
satz 2 GVG für wissenschaftliche und historische Zwecke verwendet werden. 

Zu Buchstabe c 

Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der Zulassung der Verwendung der Ton- 
und – falls vorhanden – der Bildaufzeichnung gemäß § 271 Absatz 2 StPO-E8) und nach 
Maßgabe des § 19 Absatz 1 EGStPO-E9). Auch im Hinblick auf die bereits vorhandene Ton- 
und Bildaufzeichnung soll es zur Wahrung schutzwürdiger Interessen der Beteiligten oder 
Dritter möglich sein, die Verwendung bestimmter Teile der Aufzeichnung zu untersagen. 
Denn im Rahmen der digitalen Dokumentation ist eine Teilaufzeichnung nicht vorgesehen. 
Vielmehr ist die gesamte Hauptverhandlung vom Aufruf der Sache bis zur Verkündung des 
Urteils aufzuzeichnen (Bundestagsdrucksache [zu ergänzen]). Zudem kann sich die teil-
weise Untersagung der Verwendung auf die Bildspur der Aufzeichnung beziehen, falls eine 
solche vorliegt und sie zur Wahrung schutzwürdiger Interessen der Beteiligten oder Dritter 
nicht archiviert werden soll. 

Zu Nummer 2 

Der neu eingefügte Absatz 4 soll insbesondere ausländische prozessbeobachtende Medi-
envertreterinnen und Medienvertreter, die der deutschen Sprache nicht mächtig sind, in die 
Lage versetzen, mittels einer Verdolmetschung dem Gang des Verfahrens folgen zu kön-
nen. Dadurch soll diesen Medienvertreterinnen und Medienvertretern die Berichterstattung 
über gerichtliche Verfahren erleichtert und so im Vergleich zu den der deutschen Sprache 
mächtigen Medienvertreterinnen und Medienvertretern eine gleichheitsgerechte reelle Teil-
habe an den Berichterstattungsmöglichkeiten gewährleistet werden. Die Regelung dient 
damit auch dem Anspruch der Presse auf Zugang für eine freie Berichterstattung und der 
Gleichbehandlung im publizistischen Wettbewerb, welche gemäß Artikel 3 Absatz 1 GG in 
Verbindung mit Artikel 5 Absatz 1 Satz 2 GG auch grundrechtlichen Schutz genießt (Bun-
desverfassungsgericht, Beschluss vom 6. Juni 1989 – 1 BvR 727/84; Beschluss vom 18. 
März 2008 – 1 BvR 282/01; Beschluss vom 12. April 2013 – 1 BvR 990/13; Beschluss vom 
18. August 2020 – 1 BvR 1918/20). 

Es soll jedoch kein subjektiver Anspruch der Medienvertreterinnen und Medienvertreter da-
hingehend geschaffen werden, dass das Gericht ihnen eine Verdolmetschung zur Verfü-
gung stellen muss. Bereits heute setzen Medienvertreterinnen und Medienvertreter, die der 
deutschen Sprache nicht mächtig sind, häufig auf ihre eigenen Kosten sogenannte Flüster-
dolmetscher oder Flüsterdolmetscherinnen ein, um den Gang der Verhandlung verfolgen 
zu können. Der Rückgriff auf diese Praxis, aber auch auf andere Möglichkeiten der Verdol-
metschung soll durch die Regelung festgeschrieben werden. So können ausländische Me-
dienvertreterinnen und Medienvertreter auch Zugang zur Simultanverdolmetschung bean-
tragen, falls eine solche durch das Gericht für die Verfahrensbeteiligten bereitgestellt wird. 
Die Zulassung der ausländischen Medienvertreterinnen und Medienvertretern zu einer sol-
chen Verdolmetschung steht jedoch im Ermessen des jeweils zuständigen Gerichts. Auch 
                                                
5) Siehe Fn. 1. 
6) Siehe Fn. 1. 
7) Siehe Fn. 1. 
8) Siehe Fn. 1. 
9) Siehe Fn. 1. 
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die Nutzung technischer Hilfsmittel, die eine Verdolmetschung ermöglichen, soll grundsätz-
lich von dieser Regelung erfasst sein. 

Zu Artikel 4 (Inkrafttreten) 

Das Gesetz soll baldmöglichst in Kraft treten. Daher soll es direkt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft treten. 


